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Friedensnarrungen.
m nächſten Monate wird es ein Jahr, ſeit der Reichstag

riedensreſolution angenommen hat. Es war am 19. Juli.
euige Tage vorher war Bethmann Hollweg durch Dr.

is als Reichskanzler erſetzt worden. Als Dr. Michaelis
September in Stuttgart ſeinen Antrittsbeſuch machte,

er zu Leuten, die ihn begrüßten, er hoffe auf Frieden
vor Weihnachten. Die deutſche Börſe ſchien dieſe Hoff

nung zu rechtfertigen, denn nicht nur die Papiere der Kriegs
induſtrien, ſondern faſt aller Jnduſtriezweige, die während
des Krieges Ausnahmegewinne erzielen, gingen erheblich
zurück. e die Hoffnung hat getrogen, wie ſie im weiteren
Verlaufe des Krieges immer wieder die Völker narrte. Nach.
dem Reichskanzler der hundert Tage kam Graf Hertling mit
Herrn v. Payer; in Preußen machte das reaktionäre und
wahlrechtsfeindliche Miniſterium einem andern mit dem
z ionalliberalen Dr. Friedberg als Vizepräſidenten des

miniſteriums Platz. Damit ſollte von deutſcher Seite
der r eine neue Stütze erhalten. Die nicht nur
bei uns, ſon auch von den Völkern der Ententeſtaaten all
gemein genährte Hoffnung, daß der friedensſehnſüchtigen Welt
ein vierter Kriegswinter erfpart bleiben möchte, zerrann mit
den Freie immer mehr in nichts. Nun haben wir dieſen
vierten Kriegswinter, den wir ſo ſehr fürchteten, lange hinter
uns. Rußland und Rumänien ſind längſt aus den Reihen der
Kämpfenden ausgeſchieden. Jm Weſten wütet ſeit drei
Monaten ununterbrochener Kampf, der den feindlichen
Staaten empfindliche Schläge gebracht hat, ſo daß man ſelbſt
in den regierenden Kreiſen der Ententeſtaaten die Meinung

at, es jetzt um die Entſcheidung, die noch
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Lloyd George und Wilſon keinen Grund hätten, ihre Soli-
daritätsdrohungen wahrzumachen.

Unter ſolchen Umſtänden hatten die Sozialiſten der Mittel
mächte und der neutralen Länder allen Anlaß, dem in den
nächſten Tagen ſtattfindenden Kongreß der engliſchen Labour
Party mit neuer Hoffnung entgegenzuſehen, da die Leiter
dieſer Organiſation hatten laut werden laſſen, daß ſie der
Regierung Lloyd Georges den Burgfrieden zu kündigen ent-
ſchloſſen ſeien und von der Regierung eine Bekanntgabe ihrer
Kriegsziele verlangen würden. Um ſo mehr durften wir
unſere Hoffnung auf dieſen Kongreß ſetzen, als neben Branting
auch Troelſtra, der Vorſitzende des internationalen Komitees, zu
dem Kongreſſe geladen war. Jndeſſen Lloyd George hat
Troelſtra die Fahrt nach England unterſagt, offenbar weil
Troelſtra unmittelbar vor ſeiner Ueberfahrt mit deutſchen und
öſterreichiſchen Sozialdemokraten über eine internationale

Konferenz zur Herbeiführung des Friedens verhandelt hatte.
So ſind wir durch den Kriegsfanatiker Lloyd George abermals

um die Hoffnung genarrt worden, daß durch eine Ausſprache
der Sozialiſten der kriegführenden Länder eine entſcheidende
Einwirkung auf die feindlichen Regierungen im Sinne einer
Beteiligung an Friedensverhandlungen ermöglicht werden
könnte. Die feindlichen Regierungen wollen eben keinen Frie-
den, weil ſie ihn nicht wollen dürfen. Daher ſtehen wir auch
dem neueſten Vermittelungsverſuch der niederländiſchen Ab
geordneten Dr. Dreſſelhuys, Dr. Koolen und Dr. Rutgers

ſehr ſkeptiſch gegenüber. Und deshalb bleibt noch die einzige
reale Hoffnung, daß es den verbündeten Waffen recht bald
gelingen möchte, unſere Feinde zur Vernunft zu bringen. (9)

Verbſte fallen dürfte. Auch im deutſchen Hauptquartier
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de n feinelichen Kriegerote bereits de Vordeteltungen für
den fünften Kriegswinter getroffen würden. Da muß man
allerdings alle Friedensnachrichten im vorhinein mit einer
ſtarken Gabe Mißtrauen aufnehmen.

Wie kommt es denn nun eigentlich, daß uns der Frieden
immer noch geflohen hat, obwohl trotz eines vierjährigen
Ringens und trotz der Niederlage Rußlands der blutige Waffen
gang im Weſten bisher ohne entſcheidende Wendung ge
blieben iſt?

Die Mittelmächte haben ununterbrochen ihren Willen
zum Frieden kundgegeben. Am 12. Dezember 1916 trat Beth-
mannHollweg unter ausdrücklicher Zuſtimmung Oeſterreichs
mit dem Friedensangebot hervor, das bei uns allgemeine Zu
ſtimmung und die Hoffnung auslöſte, daß nach dieſem Ange
bote die Entente nicht mehr werde ausweichen können. Und
doch lehnten die feindlichen Regierungen mit einer Hand
bewegung ab. Als dann der Papſt im Sommer 1917 mit
ſeinem Friedensvermittelungsverſuche hervortrat, fand er
wiederum bei den Völkern der Mittelmächte hoffnungsfreudige
Zuſtimmung. Die Regierung des Deutſchen Reiches ant
wortete wiederum in Uebereinſtimmung mit der Regierung
OeſterreichUngarns zuſtimmend und ganz im Sonne der Frie
densreſolution des Reichstages vom 19. Juli 1917. Die feind
lichen Staaten aber hatten abermals nichts weiter als Ab-
lehnung. Und wieder wurde von den Mittelmächten ein deut
licher Beweis ihres Friedenswillens gegeben, als die ruſſiſche
BolſchewikiRegierung ihre Aufforderung zum Frieden „an
alle“ ergehen ließ. Umgehend meldeten die deutſche und öſter
reichiſche Regierung der roten Bolſchewiſten- Regierung ihre
Bereitwilligkeit zum Frieden. Abermals war tiefes Schweigen
die einzige Antwort, die von den feindlichen Weſtmächten ein
ging. Und ohne Zögern gingen die Regierungen der Mittel-
mächte auf das Verlangen einer zehntägigen Friſt ein, um den
Ententeregierungen den Anſchluß an die Friedensverhand
kungen zu ermöglichen, damit der Welt endlich der allgemeine
Frieden wiedergegeben werde. Dieſelbe Antwort, wie vorher

eiſiges Schweigen. Damit iſt bewieſen, daß die
feindlichen Regierungen den Frieden nicht wollen.

Freilich, wenn man fich die Dinge genau beſieht, dürfen
die feindlichen Regierungen auch den Frieden nicht wollen.
Sie ſind in den Krieg gezogen, um ihr gemeinſames Raub-

durchzuführen. Das Einlaſſen auf Friedensver
lungen würde für ſie den Verzicht auf die Kriegsziele

bedeuten, um derentwillen ſie den Weltkrieg entfeſſelt und
nun ſchon volle vier Jahre genährt und geſchürt haben. Des-
halb wird uns auch erſt die greifbare Hoffnung auf Frieden
winken, wenn die feindlichen Regierungen anderen Re-
gierungen Platz gemacht werden, die nicht bloß eine Perſonen
änderung, ſondern eine volle Richtungänderung bedeuten. Jn
Frankreich ſpricht man ſeit einiger Zeit wieder von der er
ſchütterten Stellung Clemenceäus. Als vor Wochen die Stel
lung Clemenceaus zu wackeln anfing, ließ Lloyd George er-
klären, daß er ſich mit Chemenceau ſolidariſch fühle and eben
falls zurücktreten werde, wenn Clemenceau dem Drucke der
Verhältniſſe weichen müſſe. Und Mr. Wilſon ließ gar über
das Meer herüber erklären, daß es ohne Clemenceau: keine
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Schiffe und Soldaten gäbe. S Solidaritätskundgebungen
werden freilich den Sturz us nicht aufhalten
können, wenn das „Vertrauen“ zu ihm erſchüttert iſt. Wenn
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der Abgeordnete Hoeſch hat geſtern die Ernäh
gehend beſprochen. Es iſt keine angenehme Aufgabe, über dieſe Frage
hier jedes halbe oder Vierteljahr zu ſprechen. Auch der Abgordnete
Hoeſch hat nur Wiederholungen gebracht, die aus vielen Klagen der
land wirtſchaftlichen Kreiſe beſtehen und die berechtigten Beſchwerden
der Konſumenten faſt vollſtändig überſehen. Das einzig Poſitive war
das Verlangen nach höheren Lebensmittelpreiſen. ie Entwicklung
unſerer Ernährungsverhältniſſe während der Kriegszeit ſtellt ſich uns in
zwei Kurven dar: die gende Kurve wird durch die Preisenl
wicklung gegeben, die ſtelig fallende durch die Menge der für die Volks
ernährung vorhandenen Lebensmilteln. Wir haben eine Volksunker
ernährung in der bedrohlichſten Form, die die Arbeitskräfte unſeres
Volkes auf das Schlimmſte unkergräbt und eine ungeheure Gefahr für
unſere heranwachſende Generation bedeutet. (Sehr richtig bei den
Sozialdemokraten.) Der Abgeordnete Hoeſch meinte, trotz aller Ver
ordnungen und Maßnahmen ſei der Ertrag der Landwirtſchaft zurück
gegangen. Wenn der Abg. Hoeſch dieſen Rückgang auf die Menge der
Verordnungen und behördlichen Maßnahmen zurückführt, ſo muß ich doch
ſagen nicht wegen, ſondern trotz dieſer geht der Ertrag zurück. (Sehr
wahr! bei den Sozialdemokraten.) Es iſt geſagt worden, der Anbau
zwang ſei der Tod der Landwirtſchaft. Wenn das der Fall wäre, würde
es ſehr wenig verſtändlich ſein, weshalb man in der Ukraine durch Ver
ordnung der deutſchen Behörden den Anbauzwang eingeführt hat. Dort
wollte man doch die Erzeugung ſicherſtellen. Nach Beendigung des
Krieges werden alle Länder ſo erſchöpft ſein, daß ſie an Deutſchland
nichts mehr hergeben können. Es kommt daher darauf an, durch ſach
gemäße Taten die Lebensmittelerzeugung im Jnlande ſicher zu ſtellen.
Wir haben für die Kartoffel einen faſt dreifachen Friedenspreis als Er
zeugerpreis. Das ſollte ausreichend ſein. Jch glaube nicht, daß durch
weitere Preisſteigerung eine Vermehrung der Anbaufläche der Kar-
toffeln zu erzielen iſt.

Der neue Vorſchlag unſeres Präſidenten über die Bewirtſchaftung
der diesjährigen Kartoffelernte bringt wiederum eine Erhöhung des
Preiſes auf durchſchnittlich 6 M. pro Zentner. Auch ſein Verteilungs-
ſyſtem, ſo verführeriſch es auf den erſten Blick erſcheint, dürfte in der
Durchführung nach unſeren bisherigen Erfahrungen verſagen. eine
Annahme wäre der Anfang der Verwirklichung des Antrages Röſicke,
der ja nicht nur für die Kartoffeln, ſondern auch für Getreide und ſonſtige
wichtige Lebensmittel denſelben Weg will: erſt das Quantum für eine
beſtimmte Bevölkerungsgruppe zu einem beſtimmten Preiſe ſicherſtellen
und dann den Reſt den Landwirten zur freien Verfügung überlaſſen.
Dieſelben Bedenken, die gegen den Antrag Röſicke ſprechen, und die ja
auch in den zuſtändigen Reichsinſtanzen zu ſeiner Ablehnung geführt
haben, ſprechen auch gegen den Vorſchlag des Grafen Schwerin. Es iſt
doch in dieſem Jahre trotz der guten Ernte nicht möglich geweſen, die
7-PfundRation pro Kopf den Konſumenten bis zur neuen Ernte
ſicherſtellen zu können. Es kann gar keine Rede davon ſein, daß die
9 Pfund, die Graf Schwerin als Wochenration vorſieht, tatſächlich ge
liefert werden können. Die Kommunalverbände würden in den letzten
Monaten des Wirtſchaftsjahres nicht in der Lage ſein ihre Verpflichtungen
zu erfüllen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. So konnte in
Bremerhaven und Bremervörde die Bevölkerung im Mai und April d.
J. vom Kommunalverband keine Kartoffeln erhalten, weil der lieferungs-
pflichtige Verband ihm nichts hergab. Die Leute gingen dann ſelbſt
hinaus in den Kreis und haben von den Landwirten ſich Kartoffeln,
allerdings zu einem doppelt und dreifach höheren Preiſe, verſchafft. Auf
dem Bahnhofe in Bremervörde wurden ihnen die Kartoffeln abge
nommen (Hört, hört! bei den Sozialdemokraten), und es erhielt jeder ein
Strafmandat, ſo hoch, daß ſedes abgenommene Pfund Kartoffeln mit

1 M. Strafe belegt wurde. Wer nicht zahlen konnte, ſollte für je 3 Pfund
einen Tag ins Gefängnis gehen. Es handelte ſich zum großen Teil um
Kriegerfrauen, die ihre Kinder nicht hungern laſſen wollten und zur
Selbſthilfe griffen. 20 Kriegerfrauen reichten ein Gnadengeſuch ein;
dieſes wurde abgelehnt. Dagegen konnte man geſtern in den Zeitungen
leſen, daß z. B. ein Graf von Schwerin, von Beruf ſtellvertretender
Landrat ungehindert mit ſeinen eingehamſterten Lebensmitteln von
dannen ziehen darf. (Lebhaftes Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.)

ihm aber Männer wie Briand und Barthou folgen, wird an
dem Kriegswillen der Entente kam viel geändert ſein, ſo daß

In weiteſten Kreiſen der Bevölkerung herrſcht über dieſe ungerechte Re
gelung unſerer Volksernährung große Erbitterung.
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2. Jahrgang.

Der Abgeordnete Hoeſch hat dann wieder verlangt, die Preiſe
müßten den geſtiegenen Produktionskoſten entſprechen, er hat dann auch
ſeine Genugtuung über die Erhöhung der Getreidepreiſe ausgeſprochen,
die wiederum eine Milliarde Mark mehr aus den Taſchen der Bevöl
kerung, zum Teil auch aus Mitteln des Staates in die Taſchen der Ge
treideanbauer führt. Unter u der außerordentlich erhöhten
Frühdruſchprämie wird der Getreidepreis durch dieſe neue Erhöhung
auf über 100 Prozent des Friedenspreiſes geſteigert. Hierfür gidt es
keine hinreichende Begründung. Die Erhöhung des Preiſes für ein
Produkt zieht naturnotwendig bei den Intereſſenten ſofort das Ver
langen nach Erhöhung der Preiſe anderer Produkte nach ſich. Sobald
die Schraube an einem Stück angezogen iſt, wird ſie ſofort auch am
andern Ende Das haben wir bei den Schweinepreifen ge
ſehen. Dieſe ſtückweiſe Preiscegulierung iſt der größte Fehler unſerer
anzen Kriegswirtſchaft. Unſere ganze Preisregulierung entbehrt der

Syſtematik, die wir von Anbeginn verlangt haben. (Sehr richtigi bei
den Sozialdemokraten.) Auch die Brotpreiſes und die
Herabſetzung der Brotrafion wären vermeidbar geweſen, wenn man
rechtzeitig die Preiſe für andre landwirtſchaftliche Produkte, die den
Körnerbau zu verdrängen drohten, herabgeſetzt, und wenn man insbe
ſondere die Getreideernie durchgreifend erfaßt und den Konſumenten zu
geführt hätte. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) Die ngs
rationierung muß aufrecht erhakten werden; ihre Notwendigkeit geht

daraus hervor, daß auch die andern kriegführenden Länder fie einführen.
Jn Oeſterreich iſt man leider zu ſpät damit vorgegangen. Wir haben
volle Sympathie und brüderliches Solidaritätsgefühl mit der Wiener
Arbeiterſchaft, aber gleichwohl möchte ich offen ausſprechen, daß wir
unſerer Bevölkerung nicht zumuten können, nur um die Folgen der
öſterreichiſchen Schlamperei und ungariſchen Selbſtſucht von der Wiener
Arbeiterſchaft abzuwenden. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.
Deswegen würde ich mich mit aller Entſchiedenheit dagegen wenden, da
auch nur ein Pfund Mehl jetzt nach Oeſterreich abgegeben wird. (Sehr
richtig! links und rechts.) Wenn man es dort vier Jahre lang nicht für
nötig gehalten hat, eine vernünftige Rationie und Zwangseinzuführen, wenn man inedeſent e ideeen Magen rot
der Friedenszeiten ißt

man nicht in der Zeit, wo un kaum das ge
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im Reichstage.
Jm Reichstag wurde am Sonnabend der Etat des Penſions

fonds durchberaten, womit eine Ausſprache über Kriegsbeſchädig-
tenfürſorge verbunden war. General von Langermann be-
tonte die Dankespflicht der Nation gegenüber den Beſchädigten
und Hinterbliebenen. Auch ſah er die Notwendigkeit eines Teue-
rungsaufſchlags zu den jetzigen Unterftützungsſätzen ein, der aller-
dings erſt vom 1. Juli 1918 ab laufen ſoll. Abg. Giesberts fand,
„im ganzen könnten wir die Kriegsbeſchädigtenfürſorge als ein
Ruhmesblatt für Deutſchland anſehen“. Das muß aber zum minde-
ſten mit Reſerve aufgenommen werden. Genoſſe Bauer ver
fehlte denn auch nicht, bei aller Anerkennung des Geleifteten und
des guten Willens die Mängel der Fürſorge im e
aufzuweiſen. Vor allem darf der Unterſtützung nicht das Odium
des Almoſens anhaften, auch muß die Feſtſtellung der An
ſprüche auf einwandfreier t wr erfolgen. Die jetzigen Unter
ſtützungsſätze ſind unhaltbar; das Reich darf ſich nicht auf private
Jnitiative verlaſſen. Ferner forderte Genoſſe Bauer geſetzliche
Grundlagen für einen Zwang gegen die Unternehmer, Kriegebe-
ſchädigte in ihren Betrieben aufzunehmen; mit dem Appell an die
ſoziale Einſicht kommt man nicht weit. Zum Schluß proteſtierte
Bauer noch gegen die r Behandlung der Kriegsbe

ädigten-Organiſationen, die Erbitterung erze muß.ch Koch weiteren Ausführungen der ba Meer Herford (Natl.),

v. Winterfeldt (Konſ.), Sivkodiez (Vpt.) und Behrens (D. F.), die
ihre Genugtuung über eine Beſſerung der Lage der Kriegsebeſchä-
digten und ihrer Angehörigen ausſprachen, gab General v. Langer-
mann noch einige Aufklärungen über ſtrittige Punkte. Als letzter
Redner ſprach der Unabhängige Ryſſell, der das Geſetz als ein
unzureichendes Palliativmittelchen ablehnen zu müſſen glaubte.
Der Etat wurde angenommen.

Aus dem Reichstage.
Der Reichskanzler wird die Montagsſitzung des Refchstags,

die den Etat des Reichskanzlers und des Auswärtigen Amtes auf
der Tagesordnung hat, mit einer Rede einleiten. Am gleichen Tage
beginnt der Hauptausſchuß die Verhandlungen über den
Frieden mit Rumänien. Aus parlamentariſchen Kreiſen wird mit
geteilt, daß die Verhandlungen im Hauptausſchuß ſowie die
Debatten im Plenum, die ſich an den Etat des Auswärtigen Amtes
und des Reichskanzlers knüpfen werden, wahrſcheinlich kängere
Zeit in Anſpruch nehmen, ſo daß der Reichstag ſeine Sommer-
ferien nicht, wie beabſichtigt, am 6. Juli beginnen könne, ſondern
bis gegen Mitte Juli beiſammen bleiben werde. Dies ſei um ſo
wahrſcheinlicher, als dem Reichstage in der laufenden Tagung vor
ausſichtlich noch ein Antrag auf einen neuen Kriegskredit
zugehen werde, der kaum weniger fordern werde als die leste
Kreditvorlage, die ſich bekanntlich auf 15 Milliarden bezifferle.
Würde ſich dies bewahrheiten, ſo würde dann die geſamte Kriegs-
ſchuld des Deutſchen Reiches 139 Milliarden Mark beitragen.
Schließlich ſoll dem Reichstage auch noch ein Antrag auf eine Ver
längerung der Legislaturperiode auf ein weiteres Jahr zugehen.
Bekanntlich wäre unter normalen Umſtänden die Legislaturperiode

des gegenwärtigen Reichstags ſchon im Januar dieſes Jahres ab
gelaufen geweſen.
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Reichstag.
178. Sitzung, Sonnabend, den 22. Juni 1918, nachmittags 1, Uhr.

Am Bundesratstiſch: Konmiſſare.
Auf der Tagesordnung ſteht die Beratung des Etats des

allgemeinen Penſionsfonds, die nach den Beſchlüſſen
des Aelteſtenrats mit einer allgemeinen Ausſprache über alle
Fragen der

Kriegsbeſchädigtenfürſorge.

verbunden wird. Gleichfalls mitberaten werden die beiden Vor
iagen auf Ergänzung des Kapitalabfindungsgeſetzed (für Teil-
nehmer an früheren Kriegen), ſowie eine am krre des be
reits beſchloſſenen Kapitalabfindungsgeſehzes auf Offiziere.

General von Langermann
entrpfiehlt die beiden Vorlagen wärmſtens zur Annahme. Aus der
Dankespflicht des deutſchen Volkes für die im Kriege per
und die Hinterbliebenen der im Kriege Gefallenen, ſowie aus Rück-
ichten auf eine geſunde Wohnungspolitik iſt das Geſetz vom 3. Juli
j6 entſtanden. Wenn die großen Erwartungen, die

damals an das Geſetz geknüpft worden ſind. ſich nur zum Teil
exfüllt haben, ſo iſt dies lediglich durch die Verhältniſſe des Krieges
vedingt worden. Das Bauverbot, der Mangel aa
verkern und er und die dadurch hervorgerufene Teuerung
haben jede Bautätigkeit nahezu vollſtändig lahmgelegt. Das Geſetz
hat aber deſſenu et einen großen Anklang gefunden. Aus
den Reihen der Teilnehmer an früheren find nun viele
Bitten an uns herangetreten, ſie doch auch zu ckſichtigen. Der
vorliegende Geſetzentwurf trägt dieſen Wünſchen Rechnung. Aller
dings werden die Kriegsteilnehmer von 18688 und 1870 nur in
Ausnahmefällen davon Gebrauch machen können, weil ſie älter
als 53 Jahre ſind. Es wird aber bei der Prüfung ſolcher Geſuche
veſonders wohlwollend verfahren werden.

Die Offiziere genau ſo abzufinden wie die Mannſchaften,
ſt nicht möglich, weil das Mannſchaftsverſorgungsgeſetz und das
Offizierpenſionsgeſez auf ganz verſchiedenen Grund
lagen ruhen, und weil die Gefahr, ſein Kapital zu verlieren, für
den Offizier größer iſt als für den Mann. Der Entwurf ſieht da
her von einer Abfindung auf Lebenszeit für Offiziere ab und
nimmi für die Kapitalbeſchaffung einen zehn jährigen Zeit-
raum an.Die Berakungen über die Novellen zum Offigierpenſionsgeſetz,
zum Mannſchaftsverſorgungsgeſetz und Militärinvalidengeſetz, die
zwiſchen den zuſtändigen Stellen ſtattfinden, find nicht zum
Abſchluß gebracht. Die Militärverwaltung ſteht auf dem Skand-
punkt, daß

für die Kriegsbeſchädigten und ihre Hinterbliebenen
im Hinblick auf die zurzeit beſtehende Teuer ung unabhängig
vom Zeitpunkt der Fertigſtellung und der Einbringung der No-
vellen alsbald etwas geſchehen muß. Es beſteht daher die Abſicht,
vom 1. Juli ab zu veranlaſſen, daß die penſionierten im Kriege
wieder verwendeten Offiziere, die an Kampfhandlungen teil
genommen haben, und die nach den beſtehenden Geſetzen nach ihrem
Rückkritt in das Penſionsverhältnis zurückehren, dadurch finangiell
aufgebeſſert werden, daß ſie am c erhalten, durch die ſie
beſſer geſtellt werden, als wenn ſie ihrem Range entſprechend
venſioniert worden wären. Ueber die Höhe und den Umfang dieſer
Zitſchläge kann ich noch nichts ſagen.

Abg. Giesberts (3.):
Jch begrüße die Erweiterung des Kapitalabfindungsgeſetzes.

Bei der Gewährung der Renten an Kriegsbeſchädigte ſollte jede
Verzögerung der Auszahlung vermieden werden. Jm
ganzen können wir die Kriegsbeſchädigtenfürſorge als ein Ruhmez-
blatt für Deutſchland anſehen. Das zeigt auch der ſchöne Erfolg
der Ludendorffſpende. Es muß aber bei der Kriegs
beſchädigtenfürſorge der ſoziale Standpunkt ſcharf hervor
ehoben werden, es muß deutlich zum Bewußtſein kommen, eS nicht um Arme ge handelt. Deshalb müſſen die Renten

dem Familienſtand und dem Berufseinkommen der Kriegsbeſchädig-
ten angepaßt werden. Ganz beſonders wichtig iſt die Arbeits
beſchaffung für die Kriegsbeſchädigten; ein Unternehmer, der
Kriegsbeſchädigten die Arbeit verweigert, obwohl er Arbeit hat,
verſündigt ſich an unſerer Nation. (Sehr wahr! im Zentrum.) Die
Vereine der Kriegsbeſchädigten können zur Durchführung ſozialer
Aufgaben viel beitragen, wenn ſie ſich von partei politiſchen
Beſtrebungen fern halten. Die Kriegervereine haben
ſich ſehr ſpät hierauf beſonnen und den ominöſen Paragraphen be-
ſeitigt, daß Sozialdemokraten nicht Mitglieder ſein dürfen. Hoffent
lich verfallen ſie nicht wieder in den früheren Fehler. (Veifall im
Zenirum.)

Abg. Bauer (Soz.):
Die beiden vorliegenden Geſetzentwürfe ſind durchaus zweck-

mäßzig: an der beſſeren Ausgeſtaltung der Einzelheiten werden wir
in der Kommiſſion mitarbeiten. Die Aenderung des Mannſchafts
verſorgungsgeſetzes, die General Langecmann verſprochen hat, iſt
bereits ſehr dringend. Als ſie zu Anfang des Krieges bis
nach Kriegsende verſchoben wurde, konnte niemand die Dauer des
Krieges vorherſehen, und auch jetzt kann, noch niemand wiſſen, wann
er enden wird. Deshalb muß ſofort an dieſe Reviſion heran
gegangen werden. Zunächſt handelt es ſich da um die Höhe der
Renten, für die ja nur das Friedenseinkommen maßgebend iſt.
Auch das Sinken des Geldwertes hat die Renten ganz unzulänglich
gemacht. Der Reichsausſchuß für Kriegsbeſchädigtenfürſorge hat auch

für die Kriegsbeſchädigten Teuerungszulagen

verlang: Die Kriegsbeſchädigten und die Krieger
witwen ſind in der Tat die einzigen, die keine Teue-
rungszulagen erhaſten haben, obwohl wir doch für ſie in erſter
Linie zu ſorgen verpflichtet ſind. Die Art unferer Fürſorge kann
ich keineswegs wie der Vorredner als ein Ruhmesblatt betrachten;
in dieſem Punkt Kegt vielmehr eine große Unterlaſſungs-
ſünde vor. Die von General Langermann in Ausſicht geſtellten
Zuſchläge ſollen vom 1. Juli bezahlt werden. Es wäre nur v
ſie von einem früheren Zeikpunkt an zu zahlen. (Sehr richtigl b. d.
Soz.) Eine ganz beſondere Härte iſt, daß die Witwe eines ge
fallenen Kriegers in der Regel ſchlechter geſtellt iſt, als die
Kriegerfrau. Auch hier beklage ich lebhaft, daß bisher nicht 8

Hand auch zahlreiche Beſchwerden laut über unzureichende Organiſation

Mangel liegt in dem Rechtsverfahren. Ein Kollegium von
drei Offizieren entſcheidet endgültig, ob eine Kriegsbeſchädi
gung vorliegt oder nicht, ob alſo überhaupt eine Rente zu gewähren
iſt. Wir dürjen die a nicht ſchlechter ſtellen als
die Arbeitsinvaliden, für die koſtenloſes Rechtsver-fahren durchgeführt iſt. Iſt es doch mehrfach vorgekommen. daß
Kriegsbeſchädigte, die mit ihrer Forderung einer höheren Rente
rechtskräftig abgewieſen wurden, der Koſten gepfändet

e ezur Ehce. (Sehr r! r relterngeld weſentlich aufgebefert werden. Man wird ck
ſicht nehmen müſſen auf alte Eltern, die alles zur Kusbi ihres
Sohnes geian haben, um ſpäter im Alter eine Stühe an zu
haben, und die ſchließlich nicht nachweiſen können, daß der junge
Mann, der für das Vaterland gefallen iſt, en z der Zeit, als ee
fiel, eine ausreichende Witeritng an die Eltern gegahlt hat.
Auch die Stellung der Stiefkinder und der unehelichen
Kinder muß baldigſt geregelt werden.

Der Reichsausſchuß für die Kriegsbeſchädigten-
fürſoege iſt zweifellos von ſozialem Geiſte erfüllt und hat ver
dienſtvolle Arbeit im Jntereſſe der Kriegsbeſchädigten geleiſtet. Der
Anerkennung, die der Abg. Giesberts den leitenden Perſonen aus
geſprochen hat, kann ich mich anſchließen. Eine Reihe von Orts
ausſchüſſen arbeiten gewiß im Sinne der Zentrale, aber es werden

und nicht ausreichende Tätigkeit vieler Ortsgruppen. Die gewerk-
ſchaft lichen und Angeſtelltenorganiſationen aller
Richtungen haben ſchon vor Jahren eine geſehliche Regelung dieſer
Materie gefordert. Wenn die Berufsberatung, die
füe die Kriegsbeſchädigten erſprießlich hrt werden ſoll,
müſſen die Organe der Kriegsbeſchädigtenfürſorge auch eine ge
wiſſe Jnitiative entwickeln können. (Sehr richtig! b. d.
Soz.) Heute werden die Orisausſchüſſe vielfach völlig einſeitig durch
die Landräte zuſammengeſetzt. Der Paſtor, der Lehrer find es,
die die Arbeiten übernehmen. Bei aller Anerkennung des guten
Willens dieſer Herren, muß man doch verlangen, daß die wirk
lich Sachverſtändigen in den Fragen des Arbeitsverhält-
niſſes, die Vertreter der Organiſationen, dabei mitgehört werden.
Der Vorſitzende des Reichsausſchuſſes ſollte zum

Reichskommiſſar für die Kriegsbeſchädigtenfürſorge
ernannt werden, damit er das Recht hat, beſtimmte Anord
nungen zu treffen. Ein ſehr unerfreuliches Kapitel iſt die Auf
bringung der Mittel. Wir haben feit langem beantragkt,
daß dem Reichsausſchutz Mittel des Reichs zur Verfügung geſtellt
werden. Mit guten Ratſchlägen allein iſt den Kriegsbeſchädigten
nicht geholfen, es muß ihnen auch Hilfe durch die Tat geleiſtet
werden. Eine Reihe von Gemeinden haben darin gewiß Großes
geleiftet, aber die Zahl der Semeinden, die erhebliche Mittel für
dieſen Zweck aufbringen können, iſt doch verhältnismäßig
gering. Jn erſter Linie hat doch das Reich die Pflicht, für die
Opfer des Krieges zu ſorgen. (Sehr wahr! b. d. Sogz.) Sbenſo muß
die Bäderfürſorgedes Roten Kreuzes aus Reichsmitteln
unterſtützt werden. Der Reichstag hat das bereits längſt einſtimmig
beſchloſſen, aber die Regierung hat dem nicht Rechnung getragen.
(Hört! hört! b. d. Sog.) Wenn 200 Millionen Frühbdruſchprämien
gezahlt werden ſollen, da gibt es kein Zaudern, aber den Kriegs
beſchädigten ſteht das Reichsſchatzamt mit zugeknöpften
Taſchen gegenüber. Es ift kein Ruhmesblatt in der Geſchichte
des Deutſchen Reiches, daß der Reichsausſchuß für Kriegsbeſchädigten
fürſorge ſeine Zuflucht zu öffentlichen Sammlungen nehmen muß.
(Sehr wahr!) Dies Anrufen der öffentlichen Wohltätigkeit hat
gerabe in den Reihen der r großen Unwillen und
Empörung hervorgerufen. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Wenn wir uns
ſchließlich doch dazu verſtanden haben, dieſe Sammlungen zu unter
ſtützen, ſo deshalb, weil es im Augenblick gar kein anderes
Mittel gibt, um die allerdringendſten Ausgaben im Jntereſſe
der Kriegsbeſchädigten zu decken. Vor allem wird es unſere Auf-
gabe ſein, dafür zu forgen, daß die Kriegsbeſchädigten, wenn ſie
wieder erwerbstätig gemacht ſind, auch wirklich Beſchäftigung finden.
Zu dieſem Zwecke fordern wir

den geſetzlichen Anſtellungs oder Veſchäftigungezwang
der Kriegsbeſchädigien. Die Betriebe ſollen verpflichtet ſein, alle
Kriegsteilnehmer, die früher bei ihnen beſchäftigt waären, wieder
einzuſtellen und darüber hinaus einen gewiſſen Prozentſatz von
Schwerbeſchädigten zu beſchäftigen. Das gilt vor allem für die
öffentlichen Betriebe, aber auch die Privatinduſtrie
muß verpflichtet werden, nach Maßgabe eines beſtimmten, je nach
der Art der Betriebe verſchiedenen Prozentſatz ſchwerbeſchädigte
Kriegsteilnehmer einzuſtellen. Wir gehen nicht ſoweit, einen Ein
ſtellungszwang für alle Kriegsbeſchädigten zu fordern, denn die
Leute, die 20 bis 80 Proz. geſchädigt ſind, werden in der Regel ihre
Arbeitskraft verwerten können. Aber ich halte es für eine natio-
nale Pflicht, daß für die Anſtellung der über 50 Proz. Geſchädigtendurch Geſetz geſorgt iſt. Alle gewerkſchaftlichen Se
ganiſationen, ohne Rückſicht auf die politiſche und religiöſe
Stellung, inkl. der Gelben, haben ſich für dieſen geſetzlichen
Sinſtellungszwang zugunſten der Hriegsbeſchädigten ausge
ſprochen, und zwar im Gegenſatz zum Abg. Giesberts,
mit beſonderer Wärme die chriſtlichen Arbeiter. Mit der Be-
rufung auf die ſittliche Pflicht iſt hier nicht viel anzufangen. Das
zeigt ſich ſchon jetzt und wird ſich noch mehr zeigen, je länger der
Krieg dauert und erſt recht, wenn die augenblickliche Not des Krie
ges vorüber iſt. Man verlangt Maßregeln gegen das
Händlertum der Kriegsbeſchädigten. Gewiß wäre
es ein ſehr unerfreuliches Bild, wenn wir fortgeſetzt auf den Stra
ßen Kriegsbeſchädigten begegneten, die uns ihre Waren anbieten,
aber es wäre eine ungeheure Härte, gegen dies Händlertum vorzu
gehen, wenn man den Kriegsbeſchädigien nicht auf der anderen
Seite die Garantie gibt, daß ſie Beſchäftigung finden. So ſchwierig
iſt das Problem nicht. Man kann ſehr wohl vorſchreiben, daß
auf 25 Angeſtellte ein Schwerkriegsbeſchädigter anzuſtellen iſt.
Irgendein Platz für eine leichte Arbeit wird immer vorhanden ſein,
wenn nur der gute Wille dafür da iſt. Dies gewaltige Problem
läßt ſich nicht durch den warmen Appell an die ſoziale Einſicht be
ſtimmter Voliskreiſe regeln, ſondern da muß mit feſter Hand ein
gegriffen werden. Es wäre ein grauenhafter Zuſtand, wenn die
Einſtellung der Kriegsbeſchädigten erſt erkämpft werden müßte
durch öffentliche Verrufserklärung und Bohkott, wie das Herr Gies-
berts vorfchlug. Die Kriegsbeſchädigten haben ihre Geſundheit und
ihre Arbeitskraft doch eingebüßt, damit die nationale Exiſtenz
Deutſchlands erhalten blieb. Deshalb muß die nationale Dankes-

Durchgreifendes geſchehen iſt. Ein weiterer ſchwerer ſchuld dadurch abgetragen werden, daß unfere Unternehmer gezwun

dringenden Frage

Koſten verantwortlich iſt, erſt nach Antritt der

Kriegs
ſonders ſollten wir bei dieſer Gelegenheit auch
Kriegsinvaliden von 1870/71, von 1866 und 1864 ken. DieRichtlinien des Reichsausſchuſſez für ne
treffen im allgemeinen das Ri n Unſere Arbeitgeber verhalten
ſich der Einſtellung von Kriegsbeſ
meinen wohſwollend; ſollten aber Arbeitgeber dieſer vaterländiſchen
Pflicht nicht nachkommen, ſo werden wir einen geſetzlichen
Zwang zur Einſtellung von Kriegsbeſchädigten einführen müſſen.

gen werden, die Schwerbeſchädigten einzuſtellen. Schon Heute wird
vielfach über die Entlohnung der i gr.Es muß der angemeſſene Lohn für de tat e Arr ewährt werden, die r blei

Reichs und Staak Anweiſungenergangen. Trotzdem geſchieht es nicht unte und die Zah
der Pridakbetriebe, in denen

Kriegsbeſchädigte gerigger dezahn

werden, weil fie Rente v hen, von Tag g. Deshalbe re z Anrechn der Rente bei
rbeitslohn es z re tieißbr aus, di e enauf Grund des e mit Erfolg wehren. Proteſtieren

wir dagegen, daß dem Kyffhäuſerbund, der Organi-
ſation der Kriegervereine, die großen Mittel des Reichskriegerdanks
zur Verfügung geſtellt worden ſind, weil it die Gefahr beſiteht,
daß ſie im einſeitig politiſchen Jntereſſe verwandtwerden. Wenn ſolche Beſtrebungen wieder Platz greifen, ſo würde
das zu einer Entwicklung in Deutſchland führen, die ich nicht
wünſche und die gerade jenen Herren dann ſehr wenig angenehnſein dürfte. Sehr richtig! b. d. Soz.)

Von der Stellung von Ankrägen haben wir einſtweilen abge
fehen, es genügt, wenn wir hier unſere Wünſche vortragen. Wir
erwarten, daß nun wenigſtens im Herbſt die Vorlage en den
Reichdtag kommt, und endlich Hand legt wird, um dieſe

n der Kriegsbeſchädigtenfürſorge zur Erledigung
zu bringen. (Lebh. Beifall b. d. Soz.

Ein Vertreter des Reichsſchatzamts weiſt die Behauptung des
Vorredners re daß das Reich nicht genügend für die Kriegs

orge.
Ein Vertreter der Medizinalabteilnng des Kriegsminiſteriums

betont, daß die Heeresverwaltung ein Abkommen mit den Landes-

rage, wer für die
eregelt wird.

Abg. Meyer-Herford (natl.) wünſcht eine Erleichterung der Be

daß dieBäderkuren zu vermeverſi It Verzögerungen bei denerſicherungsanſtalten t, um ungen bei
r

über die Anſiedlung von Kriegerwitwen. Die
Kapitala
führt werden. Nicht

findung der Kriegerwitwen ſollte möglichſt bald
nur die Kriegerwitwen, ſondern auch

chädigten ſollten Kinderzulagen erhalten. Ganz be
alten braven

ädigten nüber tm allge

Abg. v. Winterfeld (k.): Der ſchon mehrfach geäußerten Freude
über die Einbringung der beiden Vorlagen ſchließe ich mich an;über ihre Eingelke

iten werden wir in der Kommſſion enigehender
ſprechen. Die Reviſion ber Rentengeſetze muß bald erfolgen. Es

ehört r t reren t S w. die e desieges ſo s i s Reichs mts, hier ausreichendeMittel zur Verfügung zu ſtellen. Es e bei einer ſolchen Vor

lage auf einſtimmige Zuſtimmung dieſes Hauſes rechnenkönnen. (Sehr richigt

r l rittel ihres Grundſt e

Für die Anſiedlung Kriegsbeſchädigter

r zu Friedenspreiſen zur Verfügung geſtellt. Den An
lungszwang für Kriegsbeſchädigte halten wir zurzeit für

noch nicht notwendig.
Abg. Sivkowitſch (Vp.): Daß auf die Renten der Kriegsbe

ſchädigten re überhaupt noch nicht gewährt worden
ſind, trifft nicht zu; auf Antrag ſind ſie in einzelnen Fällen
gewährt worden. Es iſt anzuerkennen, daß ſie jetzt grundſätzlich ein
geführt werden ſoll. Der Forderung, daß das Verfahren
der und vor allem die Entſcheidung darüber, ob
überhaupt eine Rente zu gewähren iſt, von Grund aus zu
ändern iſt, ſchließe ich mich an. Die Kriegsbeſchädigten müſſen
hierbei mitzuwirken in der Lage ſein. Aber auch die

politiſche Gleichberechtigung
darf man den Kriegsbeſchädigten nicht vorenthalten. Beifall bei
der Volkspartei.)

Vehrens D. ebenfalls feiner Genuginung über
die Einbringung der Geſetzentwürfe Ausdruck und tritt für ſtärkere
Fürſorge für die Kriegsbeſchädigten ein.

General v. Langermann: Wir zahlen Teuerungszulagen, aber
nur auf Antrtg. Jch würde dankbar fein, wenn dieſe Er-
klärung dazu beitragen würde, daß dieſe Tatſache in den beteiligten
Kreiſen mehr bekannt würde. Jn bezug auf die Krieger
witwen haben die Generalkommandos ſtrenge Anweiſung, dafür
zu forgen, daß die Kriegerfrau dadurch, daß ihr Mann fällt, nicht
ſchlechter geſtellt wird, zum wenigſten nicht in wirtſchaftliche
Not gerät. Bei der Aenderung des Rechtsverfahrens ſcheint mir
die Hauptſache, daß der Beſchädigte Gelegenheit bekommt, vor der
Spruchbehörde zu erſcheinen und ſeinen Anſpruch zu ver
treten, und daß bei der Entſcheidung Kameraden von
ihnen mitwirken. (Zuſtimmung.) J der Auszahlung der
Renten ſind ſeit dem 1. April tatſächlich Verzögerungeneingetreten; die Regierungskaſſen waren überlaſtet und deehaw

muß die Auszahlung der Poſt übertragen werden.
Durch dieſen Wechſel entſtand eine Stockung, die hoffentlich bald
überwunden ſein wird.

Ryſſel (U. Soz.): Es iſt geradezu beſchämend, daß im
Lande Sammlung auf Sammlung veranſtaltet werden muß,
um den Opfern des Krieges die Friſtung des Lebens zu ermög
lichen. Die eingebrachten Geſetzentwürfe bringen auch nur Palliag-
tivmittelchen, die die traurige Lage der Kriegsbeſchädigten nicht
beſſern können. Das haben wir ſchon beim Kapitalabfindungsgeſet
1916 ausgeführt und deshalb abgelehnt und aus denſelben
Gründen lehnen wir es auch heute ab. Wirkliche Hilfe kann. den
Kriegebeſchädigten nur die Erhöhung der Rente bringen,
und deshalb haben wir ſoeben noch den Antrag eingebracht, eine
Neuregelung der Renten eintreten zu laſſen und biz dahin Zu
ſchläge von 100 Proz. zu der Rente zu zahlen.

ie Geſehentwürfe werden einer Kommiſſion überwieſen,
der Etat des allgemeinen Penſionsfonds bewilligt.

Eine Ergänzung zum Beſoldungsgeſes (die eine Reihe don
Aufbeſſerungen bringt) wird in dritter Leſung debattelod ange
nommen.

Nächſte Sitzung. Montag 2 Uhr (Etat der Schuhzgebiete, desReichskanzlers und des Auswärtigen Amts). S hge

Schuß 7 Uhr.

Oeſterreichiſcher Heeresbericht.
wit. Wi en, 23. Jun. Amtlich wird verlaukbark:
Die Kämpfe an der Piave waren auch geſtern weniger heftig, wur

em Södflügel unſerer Armeefront nahm der Feind
ffe wieder auf; ſonſt überall Geſchü f. Die

kenbruchartigen Regen, die in der letzien faſt käglich äber
Benelien niedergingen und weite Skrecken der Ebene unler
ſetzten, halten für die Truppen die Laſten und Enfbehrungen des

Die Piave iſt zu einem reißenden Strom
deſſen W wiederholt den Verkehr zwiſchen beiden Ufern auf
viele Stunden unkerbinden. Es iſt nur unker den größten Schwierig-
keiten m den Kämpfern an der Fronk den nökigſten Bedarf an Mu
nifion Verpflegung zuzuführen; um ſo größere Anerkennung iſt den
braven Truppen zu zollen, deren Kampfkraft auch in noch härkerer
Lage ungebrochen blieb. Der Chef des Generaſſtabes.

Der Krieg zur See.
Die ABoot-Beute im Monat Mai.

Berlin, 22. Juni. (Amtlich.) Jm Monat Mai ſind insgeſammt
614 0060 Br.-Reg.To. des für unſere Feinde nutbaren Handels
ſchiffſsraumes vernichtet worden. Der ihnen zu Verfügung ſtehende
Welthandelsſchiffsraum iſt ſomit allein durch kriegeriſche Maß-
nahmen ſeit Kriegsbeginn um rund 17 730 000 Br.-Reg.-To.
verringert worden. Hiervon ſind rund 10 828 000 Br. -Reg.-To.

Nach inzwiſchen gemachten Feſtſtellungen ſind im Monat April
außer den ſeinerzeit ſchon bekanntgegebenen Verluſten der feind
lichen oder im Dienſte unferer Gegner fahrenden Handelsſchiffe
noch weitere Schiffe von rund 56 000 Br.-Reg.-To. durch kriegeriſche
Maßnahmen ſchwer beſchädigt in feindliche Häfen eingebracht
worden. Der Chef des Admiralſtabs der Marine.

wib. Berlin, 24. Juni. (Amſſich) Reue UBoois- Erſolge im
a um England: 16 500 Brullo-Regifter-Tonnen. weil

wurden an der Weſtköäſte Englands aus geſicherien Geleil
zügen herausgejchoſſfen.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Die neue ſibiriſche Regierung gegen die Mittelmächte.
Baſel, den 24. Juni. Matin berichtet: Die neue ſibiriſche Re

gierung ſammelt alle ruſſiſchen Patrioten; ſie richtete einen Appell
an die Alliierten, um eine neue Front zu ſchaffen und die
Deutſchen zu verjagen. Nach dem Homme libre hat ſich
zu der Jntervention entſchloſſen. tit Journal ſchreibt: Die
tſchecho ſlowakiſche Bewegung in Sibirien wird vom größten

geſinnt iſt.

Ein Sinnfeiner-Sieg.
Rotterdam, 22. Juni. Times meldet: Die neue Sinnfeinpartei

hat einen neuen Sieg errungen, ihr Kandidat in Eaſt Cavan wurde
mit 3795 Stimmen gegen den nationaliſtiſchen Kandidaten, der

allein Verluſte der engliſchen Handelsflotte.
2581 Stimmen erhjelt, der lt.

Das iſt ein glänzender Sieg der neuen Sinnfeinerpartei, der,

Teil der Bevölkerung unterſtützt, die den Bolſchewiſten feindlich V

wie ſchon gemeldet, auf die Teilnahme der Jren an den e
e r z Parlamentes im negativen Sinne nicht ohne Einfluß

eiben wird.

Jnternationale Sozialiſtenkonferenz?
Genf, 24. Juni. La Bataille veröffentlicht an lkeitender Sielle

eine Mitteilung über eine in der Schweiz ſtattfindende inter
nationale ſozialiſtiſche Konferenz. Die ruſſiſchen Maximaliſten,
die unabhängigen deutſchen Sozialiſten, die ſozialiſtiſchen
Parteien Oeſterreichs und Ungarns, ſowie mehrere ſogialiſtiſche
Parteien neutraler Länder werden, ſo meldet die Zeitung, in
künftiger Zeit einen gemeinſamen Aufruf zur Abhaltung einer
internationalen Konfereng der ſozialdemokratiſchen Parteien aller
Länder in der Schweiz erlaſſen.

Belgiſch- deutſche Sozialiſtenzuſammenkunft
Genf, 24. Juni. Journal du peuple will aus

andervelde, der bekanntlich Präſident des intern
fozialiſtiſchen Bureaus iſt, ſich entſchloſſen habe, im
den deutſchen und öſterreichiſchen o
Delegierten hätten die Einl
Antwort der deutſchen Vertreter ſei noch nicht bekannt.

inladung annehmen werden, iſt gewiß

Quelle erfahren haben, der n der beloiſchen a

mit
ialdemoekraten zu treffen. Die Zeitung fügt hinzu, die öſterreichiſchen

ldes angenommen, die

Es wäre höchſt erfreulich, wenn ſich dieſe Nachricht beſtätigen
r Daß auch die deutſchen eine eventuelle



Henderſon über die an Troelſtraund er uni. (Telunion.) Jn einemReuter enderſon über den Be der hen

nderſon nr Troelſtra nicht zu exlauben, nach n u men
erklärt, daß dieſer Beſchluß auf der Jahresverſammlung der Ar
beiterpartei in der nächſten einige Enttäuſchung hervorrufen werde. Es ſei töricht, Troelſtra a einen Den freund

ne
u r angenommen habe.n einer Rede in Brighton daß die Demekratien der Welt i an einem G e eine verkehrte Wahl des ger z Anarche und zum Chaos
tönne, ſo daß dann der Militarismus weiter regieren würde.

r erf r vor, r d von freienVö einer neuen geſe rdnun gebautZ. e Sund ſchen der c t und dis t
m zum Chaos führenden Pfa n wirwünſchen nicht, daß die Gewalt an die Stelle der Rede trete.

Wir wollen keine Revolution durch Gewalt, ſondern
eine friedliche Rekonſteuktion h ialen undwirtſchaftlichen Lebens. Jch habe immer in der Arbeiter
bewegung gelebt und ich habe vollkommenes Vertrauen in die
konſtitutionelle Methode und in die Möglichkeit ſozialen Fort
ſchrittes, ſowie der Einſetzung einer beſſeren ſozialen OrdnunBlutvergießen und Erwait m les ß

Die öſterreichiſchen Grnährungs-
ſchwierigkeiten.

Oroße Mehlmengen in Wiener Hotels beſchlagnahmt.
Wien, 24. Juni. Bei einer Reihe Wiener Hotels ſind in

letzten Tagen Hausſuchungen auf Mehlvorräte vorgenommen wor-
den. Es wurden mehr als 10 000 Kilogramm Mehl beſchlagnahmt.

Auch dieſe Meldung zeigt, daß nur die öſterreichiſche
perei die jetzigen Ernährungsſchwierigkeiten verurſacht hat.

Behördlicher Poſtraub in Krakau.
Wien, 283. Juni. Die öſterreichiſchen Bahnbehörden in Krakau

haben nach Meldungen dortiger Blätter acht Waggons deutſcher
Feldpoſtſendungen angehalten und beſchlag-
nahmt. e Sendungen, in der Mehrzahl Fünfkilopakete mit
Lebensmitteln, wurden den Krakauer gemeinnützigen Vereinen zurVerteilung überwieſen. Der Vertreter der deutſden Jntendantur

hat gegen dieſes Verfahren bei den zuſtändigen Stellen Wider
bruch erhoben.

Eine Erklärung des Grnährungsminiſters.
Wien, 23. Juni. Der Ernährungsminiſter Paul erklärte, daß das

was zu ſichern war, gefichert werden konnte. Es genüge aber nur für
die Hälfie der Brotration. Das Volksernährungsamt würde jedoch
Zubußen an anderen Lebensmitteln fen. Außer den 250 Gramm
Rindfleiſch wird 1 Kilogramm Pferdefleiſch pro Kopf und gegeben.
Außerdem werden von militäriſchen Fahrküchen 100 000 Menſchen durch
4 Wochen mit einer warmen Mahlzeit, beſtehend aus Suppe,
100 Gramm Fleiſch und Gemüfe, täglich zu billigen Preiſen bedacht
werden.

Aeberfluß in Angarn.
Budapeft, 21. Juni. Infolge der Aufforderung des r

Body daß die Bevölkerung an je einem Tag im Juni Juli auf
die Mehlration raunſten von Wien verzichten möge, haben ſchon heute
ungemein zahlreiche Anmeldungen ſtattgefunden, ſo daß die Deckung für
die zugeſagten fünfzig Waggons Mehl außer Zweifel

orgen werden fünfundzwanzig Waggons Mehl nach Wien
gehen.

Budapeſt, 22. Juni. Außer Budapeſt haben viele andere
un he Städte bereit exrklärt, durch t Gedie Lage in Wien und zu Die StadtBudapeſt hat te großen Mengen Selchfleiſch, Obſt, Ge
müſe und 22 000 Haſen nach Wien geſandt.

Die Meldung zeigt, daß Ungarn mehr zur Volksernährung in
Oeſterreich hätte beitragen können.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Reugeſtaltung des Auslandsnachrichtendienſtes.
Der Reichsverband der deutſchen Preſſe hat eine

Singabe an den Reichstag gerichtet, deren nſtand die Frage
einer Neugeſtaltung des deutſchen Auslandsnachrichtendienſtes iſt.
Es wird gebeten, den Reichskanzler zu erſuchen, er mit mög
lichſter Beſchleunigung einen aus Vertretern der Regierung, desReichstages, der Preſſe (Redakteure und Verleger), der Landwirt

ſchaft, der Jnduſtrie, des Handels und des Verkehrs zufammenge-
ſetzten Ausſchuß berufen wolle, der den Auftrag erhält, über dieſe
Frage zu beraten und Regierung und Reichstag geeignete Vor-

ſchläge zu unterbreiten. Jn der Begründung wird auseinander-
geſetzt, welche Wichtigkeit es habe, das Werk unker Zuſammen
faſſung aller in Betracht kommenden Kräfte ſo rechtzeitig in An
griff zu nehmen, daß mit t 1 Krieges unſer Rüſtgeug
für den Kampf mit den Waffen des Geiſtes vollendet iſt.

Der Prozeß gegen die Deutſche Zeitung.
Gegen die ſchwerinduſtriell-annexioniſtiſche Deutſche Zeitung

hatte der Vizekanzler wegen der bekannten Anwürfe gegen Herrn
v. Kühlmann Strafantrag geſtellt. Die Klage wird am 4 Juli
vor der 7. Strafkammer ſowie die re r alldeut
ſchen Blätter des Landgerichts in Berlin verhandelt werden.

Die nene Bierſteuer.
Der neue bayriſche Bierſteuergeſetzentwurf iſt der

Kammer der Abgeordneten zugegangen. Er ſieht wie in der nord
deutſchen Brauſteuergemeinſchaft eine Fabrikat ſteuer vor und
berechnet den Geſamtertrag aus den Einnahmen an Bierſteuern
und Uebergangsabgaben auf 164 088 L92 M. Nach Abzug der an
die Reichskaſſe abzuführenden Ausgleichsabgaben, wird der Rein
ertrag für die bayriſche Staatskaſſe in Höhe von 110 4200439 W.
angenommen. Die bisherige Reinein im Durchſchnitte der
Jahre 1912 und 1913 betrug 35 726 506 M., ſo daß der ſich künftig
ergebende Mehrertrag auf 74,69 Millionen Mark zu veran
ſchlagen iſt.

OeſterreichAngarn.
Demiſſion des öſterreichiſchen Kabinetts.

Wien, 23. Juni. Der heutige Miniſterrat beſchloß die Geſammt
demiſſion des Kabinetts.

Mit Bezug auf den Beſchluß des Polenklubs, der das Wirken der
Regierung Seidler für ſchädlich erklärt, ihr das Vertrauen
und die ger Einberufung des Reichsrates fordert, meldet
Femdenblatt: Wie in beſtunterrichteten Kreiſen verlauket, iſt als ſicher
anzunehnen, daß Dr. Seidler als Miniſterpräſident im A
bleiben werde. Wie weiter verlautet, ſoll Seidler für den Fall,
ſich die Tagung des Hauſes als herausſtellen ſollte, mit
Vollmachten ausgeſtaitet S der Auflöſung desParlaments in unmittelbare che gern erſcheint Den Vettern
zufolge werden die deutſch nationalen Parteien am Dienstag über ihre
Stellungnahme zum Beſchluß des Polenklubs beraten.

r uni. Die Satter ſprechen von
wird Tiſgza genannt.

Deutſcher Heeresbericht vom 23. Juni.
wib. Großes Hauytquartier, 33. Juni 1918. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgenvpe Kronprinz Rupprecht.

Beiderſeits der Somme hielt die rege Tätigkeit des Feindes
an. Ein nächtlicher Angriff der Engländer bei Morlanevurt
zwiſchen Anere und Somme brach in unſerem Feuer zuſammen.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinug.
Franuzöſiſche Teilangriffe ſüdöſtlich von Mery wurden abge

wieſen. Südweſtlich von Reims machten wir bei kurgem Jn-
fanteriegefecht mit Jtalienern 36 Gefangene.

Leutnant Lßwenhardt errang ſeinen 28. Luftſieg.
Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

24. Generalverſammlung der Groß-
Einkaufs- Geſellſchaft.

Köln, 109. Juni.

e rereeim Gürzenich. Die Delegierten der Generalverſammlung ſind

lei wie die Gen di l debeteht s en Vertreter geri nes er e Geayt du en
nger.Den e ſgaftebericht erſtattete Geſchäftsführer Berger

(Hamburg), der den gedruckten Bericht ergänzte. Nach dem Bericht ſtieg
die Zahl der Geſell e im Jahre 1917 von 874 auf 925. Das Waren
geſchäft der GO.E.G. hat entſprechend dem fortdauernd ſteigenden Drucke
auf das Wirtſchaftsleben einen weiteren Rückgang erlitten. Der Waren
umſatz ging von rund 134 Millionen Mark auf 108 Millionen Mark

Durch die Rationierung weiterer Waren wurde ein Rückgang im
mſatz der Lager um ungefähr die Hälfte herbeigeführt. Die im Lager

Gröba befindliche Kakoopackerei und Oelabfüllerei wurde völlig re t.
Der Warenbezug von genoſſenſchaftlichen Organiſationen ſtellte ſich
auf 5 304 820 M. gegen 6 694 320 M. im Vorjahr. Jn den Produk-
tionsbetrieben der G.-E.-G. brachte das Jahr 1917 für einzelne der
elben ſtarke Umſatzrückgänge. Der Rückgang drückt ſich nicht ſo ſehr in

n Wertzahlen, als in denen der hergeſtellten Erzeugniſſe aus. Am
ſtärkſten davon betroffen ſind die Seifenſabriken, die Zigarrenfabriken
und die Kautabakfabrik. Der Mangel an Rohſtoffen zwang dieſe t
duſtrien zu tief einſchneidenden kriegs wirtſchaftlichen Maßnahmen. Der
Geſamtumſagz in den Fabrikew der G.E.-G. r rund 24,5 Millionen
Mark; die Betriebe beſchäftigten 1214 Perſonen. Die Bankabteilung der
G.-E.-G. hat im Berichtsſahr einen weiteren Aufſchwung zu ver-
zeichnen. Sie ſtand im Zeichen der den deutſchen Geldmarkt ganz all
gemein charakteriſierenden Geldflüſſigkeit. ie Bankeinlagen u
wiederum gewoltig geſtiegen, ſie erreichten die Höhe von rund 71 Mill.
Mark, gegen 43 Millionen M. im Vorjahre. Nach der Bilanz, die in
Aktiva und Paſſiva mit rund 134,9 Millionen M. abſchließt, beträgt der
Reingewinn der G.-E.-G. rund 1 486 000 M. gegenüber 2 176 000 M.
im Jahre 1916; er iſt alſo zurückgegangen.

Der Berichterſtatter ging auch auf die öffentliche Bewirt
chaftung ein und bemerkte dabei, dieſe hätte viel einfacher und beſſer
urchgeführt werden können, wenn ſie mehr nach den kaufmänniſchen

Grundſätzen geleitet und die genoſſenſchaftlichen Einrichtungen von vorn
herein zur Bedarfregelung herangezogen worden wären. Hoffentlich gehees bei der 7 ngswirtſchaft beſſer; es werde nichts unerſrcht
bleiben, die G.E.G. dabei zur Geltung zu bringen. Die G.-E.G. iſt
an 16 Kriegsgeſellſchaften beteiligt.

Den Reviſionsbericht gab Bäſtlein (Hamburg). Die
c hat feſtgeſtellt, daß die Bilanz richüg iſt, und bean

agt ung reNach einer kurzen Ausſprache, in der die Förderung der Produktion
alkoholfreier Weine durch die G.-E.-G. gewünſcht würde, genehmigte
die Generalverſammlung die Jahresrechnung und entlaſtete die Ge

äſtsführer und den Aufſichtsrat. Der Reingewinn kommt entſprechend
em Vorſchlag der Geſchäftsleitung und des Aufſichtsrats zur Verkteilung.

Als Reviſor wurde Herr Ganß (Stuttgart) wiedergewählt.
Für den verſtorbenen Geschäftsführer Würfel, dem der Vorſitzende

einen ehrenden Nachruf widmete, wurde der bisherige Leiter der Seifen
fabrik Gröba-Rieſa, Petzold, als Geſchäftsführer gewählt. Bei der
Wahl des Aufſichtsrates wurden die ausſcheidenden
Bäſtlein (Hamburg), Braun (Gmünd), Kaufmann (Hamburg), Klößtzel
(NRürnberg), Schulze (Halle) und Böſch (Cannſtatt) wieder und Hans
Bauer (München) neugewähſt.

Damit war die Tagesordnung erledigt. An die Tagung ſchloß ſich
die ſechſte Generalverſammlung der Verlagsgeſellſchaft Deutſcher Konſumvereine, in der mehr interne Puntie erledigt wurden.

15. Genoſſenſchaftstag.
Köln. 17. Jumi.

Der 15. ordentliche Genoſſenſchaftstag des Zentralver-
bandes Deutſcher Konſumvereine begann heute vormittag
hier im bei zahlreicher Beteiligung. Es ſind gegen 900 Dele-

ierte und Gäſte anweſend. Als Vorſitzende des Kongrefſes wurden
arth (München), Hoffmann (Magdeburg) und Banſe (Köln)

beſtimmt. Es folgten eine Reihe Begrüßungsanſprachen, bei denen der
Vorſitzende des tralverbandes, Konrad Barth, beſonders das gute

der Genoſſenſchaften verſchiedener Richtungen im
riege hervorhob und den Wunſch nach einem baldigen Frieden zum

Ausdruck brachte.
Beim erſten Punkt der Tagesordnung

Bericht des BVorſtandes
beſprach das geſchäftsführende Vorftandsmitglied Kaufmann (Ham-
burg) die Entwicklung des Zentralverbandes Deutſcher Konfumvereine.
Als zukü Aufgaben der Konſumgenoſſenſchaften benannte der Red
ner zun die Erweiterung der Warenverteilung auf alle Bedarfs
artikel die bisher durch die preußiſche Warenhausſteuer in weiten Teilen
des Reiches verhindert worden ſei. Gerade die gegenwärtigen Preis
treibereien in Bekleidungsgegenſtänden, Schuhwaren und Hausſtands-
artikeln zeigten die Notwendigkeit des Einfetzens einer preisregulierenden
Tätigkeit der Konſumvereine. Dieſe Erweite der Warenwerteilung
ſei die Vorbedingung für die nach dem Kriege ſo dringend notwendige
Schaffung einer wirtſchaftlichen Rüſtung, darum müßten die preußiſche
Warenhausſteuer und ähnliche Steuern falen. Die gute Entwicklung der
Eigenproduktion der Konſumgenofſenſchaften und ihrer Großeinkaufs-
geſellſchaft während der Kriegszeit laſſe als eine weitere dringende Auf-
gabe den Ausbau der roduktion erkennen. (Lebhaſter Beifall.)

Ueber die Tätigkeit des Vorſtandes unter beſonderer Be
rückſichti der durch den Krieg erforderlichen Maßnahmen referierte
das itglied Bäſt lein (Hamburg). Sowohl an den Deut
ſchen Reichstag wie auch an e Bundesſtaaten ſind Eingaben dahin
r emacht worden, den Konſumvereinen eine Vertretung in den

rn zu gewähren. Die Mehrzahl der Parlamente hat dieſe
Frage bereits behandelt und ſteht zum Teil der Sache auch wohlwollend

Die weitere Rationierung aller Lebensmittel hat teilweiſe zu

rn t Dort, wo F5 t rBehörden mitarbeiten, vollzog ſi ie che dagegen
e ſich anderſeits n Gemeinden eine Mitte litik demerk

mis, die Konſumvereine
nach ihrer oder nach A von Kundenliſten zu beern, mußten verſchiedene die Bäſtlein eingehend

Fran gemacht werden. Redner berichtet alsdann ein
i und ſtellt feſt, daß ein großer Teil von

Bundesdatsverordnungendie feſtgeſetzten
r

ſcher Konſumvereine verlangt bei der

tung des Handels und ſomit auch der dcoßeinkaufsgeſell DeutKonſumvereine. Kommunalverbände en kein die
reiſe zu übertteten und ihre übrigen Ausgaben aus dem Ertrag

handels zu decken; denn die Bundesratsverordnung gilt auch für
e. n Beiſpielen erläuterte der Redner, welche Summen den Ver

brauchern durch die jetzige Zuckerverſorgung zu Unrecht abgenommen
werden. Der Referent beſprach dann das Umſatzſteuergeſetz. Die Kon
umvereine wollten genau wie jeder andre ihren Anteil an der Auſ-

ngung der Mittel tragen. Mit Entrüſtung wird jedoch davon Kennt
nis genommen, da einen Antrag Gothein und Genoſſen die Kon
ſumvereine beſonders beſteuert werden ſollen. Das Intereſſe der Mit

ieder der r r dere es, daß man die minderbemittelte
evölkerung nicht durch eine Erdroſſelungsſteuer zu höheren Koſten zur

Deckung der Reichsausgaben heronzieht, als ſie ſonſt von den Einwohnern
des Deutſchen Reiches getragen werden. Schluß ſeiner mit
ſtimmung au S L r e Bäſtlein das Veriangen auf Einſchaltung der Großeinkaufsgeſellſchaft Deutſcher Konſum
vereine zur Warewerteil ür die Konſumvereine des D
Reiches. Er legte eine E ung vor, die im Sinne ſeiner Dar
m gehalten ſt

der Diskuſſion begründete Fleißner (Dresden) eine vom
Konſumverein Dresden eingebrachte und von den Zeipege Delegierten
unterſtützte Entſchließung, in der gegen die von der chsgeſetzgebung
geplanten neuen indirekien Steuern entſchiedener Widerſpruch erhoben
wird. Die geplante würde die Mitglieder der Konſumvereine ſchwer treffen. Referent Bäſtlein habe gemeint, es ſei
Sache der politiſchen Parteien, zu der Steuerfrage Stellun nehmen.
Es ſei aber auch eine Sache der Kon eine, ſich chtslos zu
wehren, Die Genoſſenſchaften müßten ſich riundſadlia gegen indirekte
Steuern und gegen die Umſatzſteuer wenden und ihren Proteſt erheben.pener kein n hat u Einwendungen T
einige Abſätze der Entſchli von Dresden. Durch ſie würde der Ge
noſſenſchaftstag verpflichtet, eine Entſcheidung in der Steuerpolitik zu
treffen. Das ſei aber nicht Aufgabe des Genoſſenſchaftstages, ſondern
der allgemeinen Partei und Wirtſchaftspolitik. Die Reſolution gehe
über das Tätigkeitsgebiet der Konſumvereine hinaus. In der Frage
der Umſetzſteuer könne er dem Vorredner zuſtimmen. Hier befinde man
ſich innerhalb der Kompetenzen der Genoſſenſchaften und könne darum der
n ſeiner Meinung darüber Ausdruck geben. Redner
erſucht, die Reſolution Fleißner in dieſem Sinne abzuändern.

In der weiteren Auseinanderſetzung, die manchmal ſehr lebhaft
war, ſtimmten einzelne Redner den Ausführungen Feuerſteins, andre den
von Fleißner zu.

ei der Abſtimmung wurde der Abänderungsantrag Feuerſtein,
wonach der Einſpruch gegen indirekte Steuern geſtrichen werden ſol,
gegen eine ſtarke Minderheit angenommen. Der ſo abgeänderte
Antrag Dresden lautet nun:

Der 15. Genoſſenſchaftstag des Zentralverbandes J
Konſumvereine in Köln erhebt entſchieden Widerſpruch gegen die Er
höhung der Umſatzſteuer, die insbeſondere mit geſteigerten Sä
bei Steigerung des Umſatzes im Kleinhandel vor allem die Mitgliederder Konſumweteme treffen würde. Die Konſumvereine ſind keine pri

vatkapitaliſtiſchen Unternehmungen, ſondern gemeinnützige Einrich
tungen zum Wohle der Unbemittelten. Jhren Warenumſatz beſonders
und gar erhöht zu beſteuern, heißt den Mitgliedern den durch genoffen-
ſchaftliche Betötigung erzielten wirtſchaftlichen Vorteil zu einem
weſentlichen Teil vernichten, heißt die gemeinnützige u durch
drückende Steuern beſtrafen. Die im Steuerausſchuß des Reichstages
eingebrachten Anträge auf Staffelung der Umſatzſteuer würden das
in ihr liegende Unrecht den Konſumpereinen gegenüber geradezu auf
die W treiben. Der Genofſenſchaftstag erſucht daher den deut
ſchen Reichstag, jede Maßnahme, welche die Konſumvereine in ihrem
volkswirtſchaftlichen Streben behindert, zurückzuweiſen, ſoweit ſolche
aber noch beſtehen, auf deren Beſeitigung zu dringen.“

Der Genoſſenſchaftstag ſtimmte ferner der Entſchließung von Bäſt
lein zu. Danach nimmt der Genoſſenſchaftstag mit Bedauern davonKenntnis, daß die Großeinkaufsgeſellſchaft cher Konſumvereine bei

der Worenverteilung beinahe ganz ausgeſchaltet iſt und infolgedeſſen
deren Einrichtungen, die doch bei einer gemeinnützigen Warenverteilung
die wertvollſten Dienſte leiſten könnte, brachliegen. Der Genoffenſchaſts
tag erhebt die For der Einſchaltung der Großeinkaufsgeſellſchaft
aufs neue. Mit allem Nachdruck verlangt er die Berückſichtigung dieſer
Anträge und ſtellt feſt, daß mittels des Bezugsſcheinſyſtems, ebenſo wie
beim Zucker und bei den Kaffee-Erſatzmitteln, die Einſchaltung der
Großeinkoufs- Geſellſchaft Deutſcher Konſumvereine bei allen rationierten
Waren möglich iſt, ſo daß die Konſumvereine durch die Großeinkaufs-
geſellſchtft beliefert werden können. Ferner nimmt der Genoſſenſchafts-
tag mit Bedauern davon Kenntnis, daß einzelne Kommunalverbände
nach wie vor den Konſumvereinen die Zuckerbezugsſcheine verw
und das ihnen vorbehaltene Recht, den Zucker direkt zu verteiſen,
benutzen, den Konſumvereinen und dem Kleinhondel für Zucker Höhere
Preiſe zu berechnen, als das Geſetz geſtattet. Durch dieſe Handiungs-
weiſe wird den Konſumenten der Zucker erheblich verteuert, wogegen
entſchieden Verwahrung eingeſegt werden muß.

Die Verhandlungen werden dann vertagt.

Außerordentlicher Verbandstag des
Verbandes der Buchdruckereihilfs-

arbeiter und Arbeiterinnen.
Am Donnerstag wurde die Beratung über Aenderung der Bei

irags und Unterſtützungsſätze zu Ende geführt. Hinfichtlich der
Bedenken, welche einige Redner gegen die Beitragscrhöhung geltend
machten, bemerkte Frau Thiede, daß es ſich ja nur um die Um
wandlung der bisherigen Extrabeiträge in ordentliche Beiträge
le alſo eine Erhöhung der Beiträge eigentlich gar nicht ſtatt
finde.

Durch einftimmigen Beſchiuß ſetzie der Verbandstag folgende
Beitrageſtaffel feſt:

Wochenlohn Beitrag1. Klaſſe bis 12 M. Beitrag 40 Pf.

2. I sS59e 15 59 29 e e 9 604. 20 29 23 e 25 805. 23 r 30 4 o 52 9 9 90 996. über 899 100Das Eintrittsgeld iſt den Wochenbeiträgen gleich. Weibliche Mit-
glieder ſind nicht verpflichtet, der ſechſten Beitragsklaffe anzugehören.

Die Arbeitsloſenunterſtüßung beträgt bei einer Beitragsleiſtung
don 1 M. nach einer Mitgliedſchaft von einem T täglich 1.70 M.
und wird für 30 Tage gewährt. Nach zweifähriger Mitgliedſchaft täglich
2 M. für 45 Toge, nach vier Jahren täglich 2.25 M. für 60 Tage,
nach fünf Jahren täglich 2.75 M. für 60 Tage.

Die Krankenunterſtützung wird durchweg für 30 Tage gewährt und
zwar mit täglich 70 Pf. nach einem Jahr, 80 Pf. nach zwei Jahren,
90 Pf. nach drei Jahren, 1 M. nach vier Jahren.

Mit gegen 8 Stimmen wurde beſchloſſen, die Solidarität
Oktober an nicht mehr acht-, ſondern vierzehntägig erſcheinen

zu laſſen.Der bisherige Vorftand: Erſte Vorſitzende Paula Thiede, zweiter
Vorſitzender Pucher, Kaſſierer Lodahl wurde einſtimmig T

Nachdem noch eine Reihe von Anträgen erledigt waren, kein
allgemeines Intereſſe haben, wurde der Verbandstag geſchloſſen.

Aus aller Welt.
Mehlſchiebungen. Duisburg, 24. Juni. Hier wurden große

Mehlſchiebungen feſtgeſtellt. Beträchtliche Mengen Mehl wurden be
ſchlagnahmt, die zum Preiſe für 2.20 M. das Pfund nach auswärts ver
ſchoben werden ſollten. Mehrere Perſonen wurden verhaftet.

Blnktot K Graudenz, 23. Juni. Jn Jammendorf bei h wurden die Frau und die verheiratete er

des Kätners Sobert von ruſſiſchen Kriegsgefangenen
ermordet. Die Mörder ſind entflohen.

Amſterdam 23. Juni. Aus Chikago wird gemeldet: Bei
dem Eiſenbahnunglück bei Hammond in Jndianig wurden nach den die
herigen Feſtſtellungen 59 Perſonen getötet und 115 verlegt.



15. Genoſſenſchaftstag.
Köln, 18. Juni.

Am zweiten Verhandlungstag behandelt Lorenz (Hamburg)
das Thema

Beleiligung der Beamten an der Konſumgenoſſenſchafisbewegung.
Der Redner will den Begriff des Beamten nicht im alten engen

Sinne aufgefaßt wiſſen, ſondern im neueren Sinne und darunter die
verſtehen. Der Krieg habe es mit ſich gebracht, daß dieſe

reiſe auf den Wert der Konſumvereine aufmerkſam wurden. Der
Redner begründete nachfolgende Reſolution, die die Quinteſſenz ſeiner
Ausführungen bilden:

1. Die Konſumvereine ſind ein wirkſames Mittel, die wirtſchaft
liche Lage ihrer Mtiglieder zu verbeſſern, ſie durch den Grundſatz der
Barzahlung zu größerer Wirtſchaftlichkeit zu erziehen und auf der
Grundlage der Selbſtverwaltung in den Stand zu ſetzen, ihre wirt-
ſchafilichen Angelegenheiten ſelbſtändig zu regeln und zu leiten.

2. Die wirtſchaftliche Lage der Beamten und Feſtbeſoldeten
rechtfertigt deren Beteiligung an der Konſumvereinsbewegung, und
es darf ihnen die Mitgliedſchaft und die Mitarbeit in den Korſum-
vereinen durch keinerlei Maßnahmen von Behörden, Vorgeſetzten oder
Arbeitgebern erſchwert oder unmöglich gemacht werden. 9

3. Die Jntereſſen der Verbraucher werden am vollkommenſten
in einer einheitlich neutralen Verbraucherorganiſation gewahrt. Die
Gründung 5cſonderer Vereinigungen, Beamtenkonſumvereine uſw. iſt
un wirtſchaftlich und deshalb zu vermeiden.

4. Den Beamten und Feſtbeſoldeien wird empfohlen, ſich den
Konſumvereinen des Zentralverbandes anzuſchließen.

5. Durch geeignete Maßnahmen in den Konſumvereinen iſt den
Beamten und Feſtbeſoldeten die Mitarbeit in den Verwaltungs-
körperſchaften zu ermöglichen und ihnen eine angemeſſene Vertretung
in dieſen zu ſichern.

In der Ausſprache gaben Vertreter der Beamtenvereine zuſtim
mende Erklärungen ab.

Der Genoſſenſchaftstag ſtimmte dann einmütig den Richtlinien von
Lorenz zu.

Ueber den Punkt:

Forderungen des Fenkralverbaudes deutſcher Konſumvereine zur Neu
ordnung

referierte nun Valentin Lieb mann (Frankfurt a. M.) Die Konſum-
genoſſenſchaftsbewegung habe in allen Kreiſen der Bevölkerung tiefe
Wurzeln gefaßt. Zur Zeit umfaſſen die beſtehenden 2000 Konſumvereine
3 Millionen Familien mit zirka 14 illionen Angehörigen. Ein
Fünftel der Geſamtbevölkerung, genoſſenſchaftlich organiſiert, habe An
ſpruch auf Berückſichtigung ihres Rechts. Jn den Handelskammern müſſe
das Intereſſe der Verbraucher zum Ausdruck kommen, wie überhaupt in
der Neuordnung neben den Vertretern der Erzeuger der Groß und
Kleininduſtrie ſowie des Groß und Kleinhandels auch die breite Maſſe
der Verbraucher in den zu ſchaffenden wirtſchaftlichen Organiſationen
ihren entſprechenden Einfluß haben müſſe. Zum Genoſſenſchaftsrecht iſt
Delegiertenwahl zur Generalverſammlung erforderlich, um den großen
Mitgliedſchaften der Konſumvereine Gelegenheit zur angemeſſenen Teil-
nahme an den Geſchäften der Genoſſenſchaft zu geben. Das Beitritts-
recht zu den Genoſſenſchaften müſſe gefſetzlich fichergeſtellt ſein, wie
weiterhin den Genoſſenſchaften größere Bewegungsfreiheit in bezug
auf Anlegung ihrer flüſſigen Gelder gegeben werden müſſe. Unter
einem Druck von Sonderſteuern hatten die Konſumvereine zu leiden.
Sie entſprachen rein mittelſtändleriſchen Motiven und verrieten deutlich
die Feindſchaft gegen die Konſunwereine. Die wirtſchaftlich Schwachen
können nur durch den Zuſammenſchluß ihr Ziel erreichen. (Lebhafter
Beifall.)

Der Redner unterbreitete eine Reſolution, die folgende Forderungen
erhebt: J. Allgemeines Recht. 1. Vertretung der Konſum-
genoſſenſchaften in den Handelskammern. 2. Vertretung der Konſum-
genoſſenſchaften in allen ſtaatlichen, durch die wirtſchaftliche Neugeſtaltung
notwendig werdenden Jnſtitutionen, die das Arbeitsgebiet der Konſum-
vereine berühren, und in allen Organiſationen, die aus ſteuerlichen und
ſonſtigen Gründen Maſſenverbrauchsartikel bewirtſchaften. II. Ge
noſſenſchaftsrecht. 3. Zuläſſigkeit der Delegiertenwahl zur Ge-
neralverſammlung der Genoſſenſchaften. 4. Aufhebung aller Beſtim
mungen durch die das gefſetzliche Beitrittsrecht zu Genoſſenſchaften be
ſchränkt wird. Beſtrafung aller derjenigen, die ſolche Beſtimmungen
erlaſſen. 5. Anerkennung des Rechts der Genoſſenſchaften zur Betei-
ligung an wirtſchaftlichen und gemeinnützigen Unternehmungen aller
Art. 6. Beſeitigung des Rechts des Gläubigers auf Kündigung der
Mitgliedſchaft eines Genoſſen (F 66 des Genoſſenſchaftsgeſetzes). III.
Steuerrecht. 7. Aufhebung aller Sonderſteuern für Genoſſen-
ſchaften Aufhebung der preußiſchen Warenhausſteuer; Aufhebung der
ſächſiſchen Gemeindeum'atzſteuer: Aufhebung der gewerblichen Umſatz-
ſteuern in Braunſchweig, Anhalt, Bayern, Heſſen uſw. Aufhebung aller
Filialſteuern. 8. Geſetzliche Beſtellung des Begriffs „geſchloſſener
Laden“ preußiſche Gewerbeſteuer F 5 Abſatz 2 Satz 2) wie folgt: „Ein
Laden iſt ein geſchloſſener, wenn äußerlich ſichtbar erkennilich gemacht iſt,
daß er zum Zweck von Wareneinkäufen nur den Mitgliedern offen ſteht.“
9. Anerkennung des Grundſatzes, daß Konfumvereine, die im regel-
mäßigen Geſchäftsverkehr nur an ihre Mitglieder Waren verteilen, Wirt-
ſchaftsgenoſſenſchaften ſind, und daß die nach dem Umſatze verteilte
Rückrergütung an die Mitglieder weder ein Einkommen noch ein ge-
werblicher Ertrag der Genoſſenſchaften noch der Mitgligeder, ſondern
eine Erſparnis der letzteren ſind und daher weder bei der Genoſſenſchaft
noch bei den Mitgliedern der Einkowmen- und Gewerbeſteuer unter
worfen werden darf. V. Allgemeine Förderung des Ge-
noſſenſchaftsweſens. 10. Schaffung einer Auteilung Genoſſen-
ſchaft hteratur in allem unter dem Einfluſſe des Reichs oder der Einzel-
faaten oder der Gemeinden ſtehenden Bibliotheken. 1. Jährliche Er-
faſſung des Genoſſenſchaftsweſens durch eine Reichsſtatiſtik über Zahl,

Art, Art der Hoſfpflicht, r Verbandszugehörigkeit, Umſ
ufserlös, bzw. E leiſtungen deutſchere errehen wie deren J wä

und Pubükation diefer Statiſtik. 12. wo Förderu
ſcha. t weſens n Errichtung von Lehrſt u und
ſeinna' en an den Univerſitäten und anderen len.

Ohne Debatten wurde dieſen Forderungen zugeſtimmt.
In Ergänzung des Referats von Liebermann referierte hierauf

Bäſt lein (Hamburg) über
Die Forderungen des iralverbandes Deutſcher Konſumvereine undder e er h empereine zur Uebergangs

Der Redner erörterte eingehend die Verhältniſſe vor dem Kriege
und die durch den Eintritt Englands in den Krieg verhinderte Zufu
von Rohſtoffen und Nahrungsmitteln und betonte,, die Regelung der
Verſorgung nach dem Kriege ſei eine Hauptaufgabe des Reiches.

Er erläuterte eingehend die vorliegende Entſchließung:
Der 15. ordentliche Genoſſenſchaftstag des Zentralverbandes

nimmt Kenntnis von der Eingabe des Zentralverbandes und der
Großeinkaufsgeſellſchaft Deutſcher Konſumvereine vom 21. Februar
1918 an das Reichswirtſchaftsamt in Berlin.

Die in der Eingabe aufgeſtellte Forderung auf Vertretung im
Reichswirtſchaftsamt in den Fragen des Handels und der Produktion
ſowie auf Anerkemmung der Großeinkaufsgeſellſchaft als Zentral-
inſtitut ihrer angeſchloſſenen Konſumvereine bei der Uebergangswirt-
ſchaft unterſtützt der Genoſſenſchaftstag in jeder Weiſe und knüpft
daran die beſtimmte Erwartung, daß geweäh der von dem Herrn
Staatsſekretär gegebenen mündlichen un
der Zentralverband Deutſcher Konſumvereine bei allen in Betracht
kommenden Haupt und Fachausſchüſſen, wie auch die Großeinkaufs-
geſellſchaft Deutſcher Konſumvereine bei ſämtlichen für ihren Ge-
ſchäftsbetrieb in Betracht kommenden Wirtſchaftsſtellen hinzugezogen
und beteiligt werden.

Von vielen Behörden iſt bei Beginn und im Laufe des Krieges
die ſegensreiche Tätigkeit der Konſumvereine und ihrer Großeinkaufs-
geſellſchaft anerkannt worden, um auch in der Uebergangswirtſchaft
anteilig an der Volksernährung mitzuwirken iſt die Hinzuziehung
des Zentralverbandes und der Großeinkaufsgeſellſchaft eine unbedingte
Notwendigkeit.“

Nach ergänzenden Bemerkungen des Geſchäftsführers Seifert
(Hamburg) von der Großeinkaufsgeſellſchaft, nahm der Genoſſenſchafts
tag die vorgelegte Entſchließung an.

Dann gab Leſche (Hamburg) einen kurzen Bericht über die
Unterſtützungskaſſe des Zentralverbandes Deutſcher Konſumvereine.
Hierauf berichtete Guſtav Bauer (Berlin) über die Tätigkeit des
Tarifamts und die Erweiterung des Tarifamts. Jn
der längeren Diskuſſion wandten ſich beſonders ſächſiſche Delegierte gegen
die vorgeſchlagene Erweiterung des Tarifamts. Eine moraliſche Ver-
pflichtung, den Beſchlüſſen des Tarifantts zu entſprechen, würden die
Konſumvereine übernehmen können. Andre Redner traten für den An
trag ein. Es ſei ein großer Fehler, daß das Tarifamt dieſe Befugniſſe
bisher noch nicht gehabt habe. Der Grundſatz müſſe hochgehalten
werden, daß die Genoſſenſchaften vorbildliche Lohn- und Arbeitsverhält-
niſſe haben.

Die Erweiterung des Tarifamts nach dem Antrag wurde dann gegen
Wort Stimmen beſchloſſen und die Mitglieder des Tarifamts wieder
gewählt.

Lorenz (Hamburg) machte hierauf Mitteilungen über den
Jnter nationalen Genoſſenſchaftsbund. Es gehe trotz
des Krieges ſeinen geregelten Gang. Redner bedauerte, daß die Ver
treter der Arbeiter in den feindlichen Ländern den guten Willen für eine
Verſtändigung in weiteſtem Maße fehlen laſſen. Jm Gegenſatz hierzu
iſt in Deutſchland die große Maſſe der Arbeiter für einen Verſtän-
digungsfrieden. Wenn wir von der andern Seite keine Stimme
der Vernunft hören, dann muß es bei der Verteidigung des Vater-
landes bleiben bis zum Sieg. Es ſei zu hoffen, daß man bald wieder
gemeinſchaftlich mit den Genoſſenſchaftern aus den übrigen Länderen
zuſammenarbeiten könne. (Lebhafter Beifall.)

Fleißner (Dresden) erklärte zur Geſchäftsordnung, daß die vorge
rückte Stunde es unmöglich mache, den Ausführungen von Lorenz ent-
gegenzutreten. Er hätte manche Einwendungen zu erheben.

Vorſitzender Hoffmann ſtellt feſt, daß die Mehrheit des Ge
noſſenſchaftstages die Ausführungen von Lorenz teilt. (Zuſtimmung
und Widerſpruch.)

Der Genoſſenſchaftstag nahm dann noch den Bericht des Ausſchuſſes
entgegen, genehmigte die Jahresrechnung und erteilte dem Vorſtand Ent-
laſtung. Die turnusmäßig ausſcheidenden Vorſtands- und Ausſchuß-
mitglieder wurden wiedergewählt.

Damit woren die Arbeiten des Genoſſenſchaſtstages erledigt. Der
nächſtjährige ſoll in Hamburg tagen.

Gewerkſchaftliches.
Große Erfolge gewerkſchaftlicher Tätigkeit.

Vor kurzem iſt in der Preſſe die außerordentliche Mitglieder
zunahme im Deutſchen Metallarbeiterverband feſtgeſtellt
worden: von 1916 bis 1917 war eine Zunahme von 145 570 Mitgliedern
zu verzeichnen. Dieſem Aufſchwung des Metallarbeiterverbandes reihen
ſich die Ergebniſſe ſeiner Lohnbewegungen würdig an. Ganz außer

zulagen uſw. ſind durch dieſe Bewegungen erzielt worden.
Die Zahl der an den Lohnbewegungen des Metallarbeiterverbandes

Beteiligten übertrifft mit 1577 792 weit alle Vorjahre ſeit Gründung
des Verbandes. Ein Beweis für das gewaltige Anwachſen der Frauen-
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Bekanntmachung.
Die Liſte der in der Stadt Halle für das Steuer-

99909999999

fahr 1918 von einem Jahreseinkommen von mehr als
6560 M. bis einſchließlich 800 M. mit dem fingierten Nor-
malſteuerjatze von 4 M. zur Einkommenſteuer veranlag-
ten Perſonen liegt vom 24. Juni bis zum 8. Juli 1918
in unſerem Steuerbüro, Rathausſtr. 1 Il, Zimmer 80--85
öffentlich aus.

Gegen die Veranlagung ſteht den Steuerpflichtigen
binnen einer Ausſchlußfriſt von 4 Wochen nach Ablauf
der Auslegungsfriſt die an unſere Adreſſe zu richtende
Berufung an den Herrn Vorſitzenden der Einkommen-
teuer Veranlagungskommiſſion für, den Stadtkreis

Halle zu.
Wir weiſen darauf hin, daß die Berufungsfriſt mit

dem 5. Auguſt 1918 endet.
Halle, den 18. Juni 1918.

o
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Der Magiſtrat.

Naurer u. Bauarbeiter
für kriegswichtigen Betrieb geſucht. Meldungen Bauſtelle
Bebitz bei Könnern (Bahnſtation).

Friedr. Knape, Halle a. S.
Maurer- und Zimmergeſchäft.1299]
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Heu eingetroffen

Gummi-
sohlen,

Damen-
Absàtze,

in allen Größen
von 40 Pf. an.

Gummiwaren Haus

Gr. Ulrichstr. 35.
M

ſchriftlichen Zuſage ſowohl

enoſſenſchafts Be

ordentliche Erfolge an Arbeitszeitverkürzung, Lohnerhöhung, Teuerungs-

altberühmtes Solbad in anmutiger,n W Lage im Nord. von Halle S.
ol- Kohlensaure- u. mit echter Schmiede-

berger Eisenmoorerde zubereitete Moorbäder.
quelle mit kräftiger Radioaktivität. Elektr. Lichtbäder.
Kurpark in Verbindung mit dem romantisch gelegenen
Zoologischen Garten auf dem Reilsberge. In nächster Nähe:
Bürgerpark, Burgruine Giebichenstein mit altem Park,
Klaus- und Galgenberg. Nachtigalleninsel und Berg-

arbeit in der Metallinduſtrie ſind die 470 460 an dieſen de
Arbeiterinnen. J im Jahre 1913 nur 4,8 vom ert

der igten Frauen geweſen ſind, waren es 1917 29,6 Prozent.
ſammen 1917 vom Deutſchen Metallarbeiterverdand 2531

wegur durchgeführt worden. Davon waren 76 Angi
9 Abwehrſtreiks, 1 rer 2439 en ohne Arbeitsein-ln zur Verbeſſerung der Ärbeitsverhältniſſe und 36 e en
zur wehr von Ver erungen. Dieſe Bewegu erſtreckkenauf 463 Su mit e S e die zuſammen Arbeiter
ſölt ten, darunter 4rauen.e wichtigſten Forderungen dieſer be en waren Ver
kürzung, der Arbeitszeit, Erhhung der Löhne und le
Teuerungszulagen. Andere Forderungen, wie Abſchluß von Tarifverträgen, Kegeing der Akkordarbeit, Zuſchläge für Ueberzeitarbeit uſw.

kamen dieſen en e enüber weniger in Betracht.
Die meiſten ewegunaen 75) konnten durch r r. 4

dem Verhandlungswege erledigt werden. Nur in 55 Fällen mit 40 38
Beteiligten war es noiwendig durch Arbeitseinſtellung den Forderungen
der Atbeiter Geltung zu verſchaffen. Jn 1 Fall ſind vom Unternehmer
776 Axbeiter auf ſechs Tage ausgeſperrt worden. Mit Ausnahme von
2 Streiks mit 43 Beteiligten, die erfolglos abgebrochen wurden, endeten
n Streiks und auch die Ausſperrung für die Arbeiter mit vol
em oder teilweiſem Erfolg. Von den geſamten 2475 Bewegungen ohne

Arbeitseinſtellung waren 2460 mit 1 527 334 Beteiligten ganz oder teil
weiſe exfolgreich. Nur 13 Bewegungen ohne Arbeitseinſtellung wurden
ohne Erfolg für die Arbeiter beendet.

Die Errungenſchaften dieſer Bewegungen ſind der beſte Beweis
gegen die Auffaſſung, daß die Gewerkſchaften im Krieg nicht ſo erfolg
reich für ihre Mitglieder tätig ſein können, wie im Frieden. Es wurdeerrdicht: Für 262 069 Arbeiter eine Verkür D der Arbeitszeit um
zuſammen 903 074 Stunden die Woche, das iſt m en einzelnen wöchent-

lich im Durchſchnitt 3,52 Stunden. Für 1 171 590 Perſonen iſt eine
Erhöhung der Verdienſte um zuſammen 6 804 848 Mark die Woche er
zielt worden, ſo daß auf jeden Beteiligten ein Mehrverdienſt von 5.81
Mark die Woche trifft. Dann wurden für 195 037 Perſonen fortlau-
fende Kriegs- und Teuerungszulagen im Geſamtbetrage von 701 772
Mark die Woche erreicht und zudem iſt in 2 Fällen für 24'100 Arbeiter
eine einmalige Teuerungszulage im Betrage von 1 696 000 Mark be-
willigt. Außerdem wurden in 202 Fällen Tarifverträge abgeſchloſſen,
in 51 Fällen die Akkordarbeit geregelt, in 32 Fällen Mißſtände be
ſeitigt, in 372 Fällen Zuſchläge für Ueberſtunden und in 363 Fällen
für Nacht- und Sonntagsarbeit durchgeſetzt und ſchließlich wurden in
472 Fällen ſonſtige Verbeſſerungen erzielt.

Durch Abwehrbewegungen ſind von den Unternehmern geplante
Verſchlechterungen abgewehrt worden: In 17 Fällen Lohnkürzung für
1272 Arbeiter im Betrage von 13 225 Mark die Woche, in einem Fall
Tarifbruch, in 7 Fällen die Maßregelung von 8 Kollegen und in 25
Fällen ſonſtige Verſchlechterungen.

Gegenüber der großen Zahl der durchgeführten Bewegungen ſind
die Ausgaben dafür recht gering. Die Koſten für ſämtliche Lohnbe-
wegungen und Streiks betrugen für den Verband 1917: 31 503 Mark.
Dieſe verhältnismäßig geringen Koſten erklären ſich aus der kurzen
Dauer ſämtlicher Streiks. Durch die Streiks und eine Ausſperrung
iſt den beteiligten Arbeitern ein Verluſt an Arbeitszeit von 88 239
Tagen entſtanden und der Ausfall an Arbeitsverdienſt betrug insgeſamt
802 415 Mark.

Dieſe hervorragenden Erfolge der Lohnbewegungen des Metall
arbeiterverbandes beweiſen, wie eine ſtarke Organiſation in wirkſamſter
Weiſe zum Vorteile der Arbeiter zu wirken vermag. Beſonders das
günſtige Ergebnis bei der Verkürzung der Arbeitszeit iſt ſehr erfreulich.
Die Erhöhung der Verdienſte für nahezu 134 Millionen Arbeiter und
Arbriterinnen im Geſamtbetrage von annähernd 7 Millionen Mark die
Woche bieten wenigſtens einen teilweiſen Ausgleich für die maßloſe
Teuerung. Das gleiche gilt für die errungenen Teuerungszulagen.
Wer will, daß auch in Zukunft der Verband in gleich erfolgreicher
Weiſe wirken kann, der arbeite mit an der Stärkung und der Ge-
ſchloſſenheit der Organiſation.

M
Städtiſcher Nahrungsmittelverkauf.

Kunſthonig. Von Dienstag an auf Marke 192 des Warenbezugs
ſcheins 16 jede Perſon Pfund.

Karpfen. Dienstag früh in den einſchlägigen Geſchäften beifreiem Verkauf jede beliebige Menge. Es handelt ſich um

geſal rumäniſchen Karpfen zum Preiſe von 1.90 M.
pro Pfund.

Magermilch. Von Dienstag s 4 Uhr an auf Abſchnitt 8
des Einkaufsſcheins für Molkerei Erzeugniſſe bei den Milch-
händlern Scharfe, Rudolf-Hayn-Straße 35, Krebs, Lerchen
feldſtraße 22 und Krannis, Dieskauſtraße 6. Jede Perſon
s Liter zum Preiſe für 12 Pf. auf die neuen Lebensmittel
ſcheine Nr. 14001-- 18 000. Außerdem ſind diejenigen, zu
gelaſſen, die auf Abſchnitt 7 des Einkaufsſcheins weder Quark
noch Magermilch erhalten haben.

Quark. Am Dienstag auf Abſchnitt 8 des Einkaufsſcheins über
Molkereierzeugniſſe bei dem Milchhändler Brockhaus, Lud-

wigſtraße 26 und in der Verkaufsſtelle der Niemberger Mol
kerei, Brehmerſtraße 1 (8-—-12 Uhr vorm.). Jede Perſon

Pfund zum Preiſe von 37 Pf. Zugelaſſen neue Lebens-
Nr. 18 001--21 500, außerdem diejenigen, die

auf Abſchnitt 7 des Einkaufsſcheines weder Quark noch
Magermilch erhalten haben.

T
Dienstag, den 25. Juni

h Anfang 7,30 Uhr. Ende 10,15 Uhr

Dienstag, den 25. Juni,nachmittags 3 Uhr Aen i binen lan.
Kup-Ronzert Komiſche Oper von Adam.

Sol

m

d 8Zimmerleute
für kriegswichtigen Betrieb geſucht.

Friedr. Knape, Halle a. S.
Maurer- und Zimmergeſchäft.

Arbeiter abonniert auf Gie Volhsstimnme!

1300]

Als Schneidermeister
empfiehlt ſich für alle vor-
kommenden Arbeiten, wie
auch Wenden, Aendern von
Herren u. Damengarderobe.

O. heimſath Sohn,
Steg 16.

und

bustav Uhlig
Untere Leipziger Straße
Billige, gute Bezugoquelle

in vorteilhaften

für unſere Krieger im Felde

billigst für Herren und z schenke. Wohnungen im Kurhause und in den Villen Mittwoch: Mutter.
Damen (3943 des Bades. Aerztſiche Behandlung übernehmen alle vom [1304 Donnerstag: AltHeidelberg

medizinischen Professoren und Aerzte Halles. Medizin. Stadttheater-Orchester Freitag: ie Roſe von
n erren- Leitung des Bades: Geh. San.-Rat Dr. Mekus. Das Bad Leitung: Ka ellmeister Stambul.,

ist Eigentum der Stadt Haſfe a. S. und wird von dieser selbst Kari Nönren Sonnabend: Troubadour
o verwaltet. Der reſchiflustrierte Prospekt wird interessenten h Sonntag nachmitt.: StügenAbsàtze, auf Wunsch kostenfrei zugesanàdt. Ferrnuf: Direktion, Eintrittspreise: der Geſellſchaft, abends:

Halle a. S. Nr. 6844. Bageanstait: Fernruf Nr. 2675 Erwachsene 35 Pf. Jigeunerbaron.
in allen Größen (kür Bestellung der Bäder). [1050 Kinder 20 Pf.

Dauerkarten sind güitig.

Mittwoch den 26. Juni,
8 Uhr abends:

Sinfonie Ronzert.
Solist: Kammersänger

Strutz.Karl

C. F. Ritter
J Gl t Leipziger Str. 90.Die Gleichhelt-Die

deten in deS IETTTT Brennholz
Eichenreiſig und Kuneingetroffen. S v Mart,

ſithancvag Ydßkstimme z Fuhren und einzeln verkauft

z Hane, Gr. Viridistraße 27 thun
uckſtr. 9.
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Halle und Saalkreis.
43 0 142.
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Halte, 24. Juni 1918.

Die Kleiderenteignung.
Für die Rüſtungsarbeiter werden eine Million Anzüge be
nötigt, natürlich müſſen ſie beſchafft werden. Zu dieſem Zweck aber
werden Mittel angekündigt, die das ſtärkſte Bedenken erregen

Segen die freiwillige Sammlung von Anzügen iſt natürlich
nichts einzuwenden. Auch nicht gegen jede Zwangsenteignüng. Es
z zweifellos in Deutſchland noch eine Anzahl Menſchen, die

leider in viel größerer Zahl beſitzen, als ein normaler Bedarf
dies erfordert. Vor dem Kriege brachten unſre Klatſch und Fami
lienblätter mitunter Zuſfammenſtellungen über die Kleiderbeſtände
fürſtlicher Perſönlichkeiten und dabei ſah. man mit Staunen, daß
nicht wenige vön dieſen einige hundert, ja ſelbſt einige tauſend An
züge bei ſich aufgeſtapelt hatten. Es iſt nicht anzunehmen, daß
dieſe Beſtände unter dem Kriege n gelitten haben. Wird man
aber an ihre Enteignung gehen Bei Beurteilung dieſer Frage
denke man daran, wie zum Beiſpiel die Metallbeſchlagnahme in
fürſtlichen Schlöſſern durchgeführt worden iſt.

Zweifellos haben auch eine Reihe ſonſtiger reicher und wohl
habender Perſonen vor dem Krieg und auch noch während des
Krieges ungeheuren Kleiderluxus getrieben. Wir alle kennen die
geputzten Laffen, deren ganzes Streben in dem Ehrgeiz aufgeht,
ſich durch auffällige und ſtets wechſelnde Kleidung hervorzutun.

Aber gerade dieſen Modenarren hat man es bei der freiwilligen
Kleiderablieferung lächerlich bequem gemacht, ſich durch Hergabe
eines einzigen Anzugs von weiteren Eingriffen zu befreien. Wer
einen einzigen Anzug ablieferte, braucht ſeinen Beſtand nicht anzu
geben. Was aber beſagt ein Anzug bei einem Manne, der 50 oder
60 Anzüge daheim hängen hat! Iſt für ihn die Abgabe von 20 An
zügen nicht immerhin noch viel leichter zu ertragen, als für jemand,
der vier oder fünf Anzüge hat, dio Abgabe eines einzigen

Darüber aber darf man ſich nicht täuſchen, daß bei der großen
Menge der Bevölkerung durchaus kein Ueberfluß an Bekleidungs
ſtücken, ſondern im Gegenteil fühlbarer Mangel herrſcht. Das gilt
durchaus nicht nur für die Arbeiterſchaft. Auch weite Kreiſe der
Angeſtellten, Beamten, Kleingewerbetreibenden, ja ſogar ſolcher
Leute, die man als „beſſerſituiert“ bezeichnet, ſind weniger infolge
der Bezugsſcheinpflicht, als infolge der enorm geſtiegenen Preiſe
ſeit Jahr und Tag ſchon nicht mehr in der Lage geweſen, ihre
Garderobe zu ergänzen, und leben im weſentlichen von alten Be
ſtänden. Aller Wahrſcheinlichkeit nach werden aber zahlreiche Be

e e

14 ö n von denen die erſte, im Volkspark,

ag den 24. Juni 1918.

künftig mit zwei Anzügen begnügen werden Wer glaubt, daß Herr
von Hertling vielleicht nächſtens mit geflickten Hoſen bei Hof er
ſcheinen wird, oder daß Herr von Kühlmann zur Friedenskonferenz
mit durchgeſtoßenen Ellbogen antritt?!

Jrgendeine demokratiſche Gleichheit liegt alſo in dem Syſtem
ganz und gar nicht. Man wird es uns auch nicht dadurch ſchmack
haft machen, daß man es als eine Maßregel zugunſten der
Rüſtungsarbeiter hinſtellt. Will man die reichen Leute zugunſten der
Rüſtungsarbeiter enteignen, nun gut! Je gründlicher, deſto beſſer.
Aber andre Leute, die ebenſo wie die Rüſtungsarheiter auch nur
auf das Einkommen aus ihrer Arbeit angewieſen ſind, verſchone
man mit Opfern, die ſie nicht tragen können. Kein Rüſtungs
arbeiter wird wünſchen, daß ſein Brüder und Vetter, die Handlungs
gehilfe oder Poſtſchaffner ſind, ſeinetwegen zerlumpt umherlaufen

müſſen. d
Der Sozgialdemokratiſche Verein

für Halle und den Saalkreis hielt am Sonntag vormittag im Ge-
werkſchaftshaus zu Halle ſeine diesjährige Generalverſamm-
lung ab.

Der Jahresbericht wurde vom Vorſitzenden Genoſſen
Thiele erfſtattet. Die Organiſation hat nunmehr ihr 29. Ge
ihnigor abgeſchloſſen. Das wichtigſte Ereignis darin war der

ſchluß der Mitgliedermehrheit, ſich den Unabhängigen anzu-
ſchließen. Dieſer Beſchluß wurde mit allerlei Beſchuldigungen gegen
die Sozialdemokratie begründet. Aber die Tatſachen beweiſen,
daß unſere Politik während der bisherigen vier Kriegsjahre durch
aus richtig geweſen iſt, da ſie viele Vorteile erreichte und noch
viel mehr Nachteile verhinderte. Umgekehrt haben die Reichstags
nachwahlen bewieſen, daß die breiten Maſſen von der bloßen
Demonſtrationspolitik der Unabhängigen nichts wiſſen wollen, wie
überhaupt die Organiſationsſtärke jener Abgeſplitterten bei weitem
nicht ſo groß iſt, als ſie glauben machen wollen. Nachdem die
Trennung vollzogen war, ſtanden Vorſtand und Funktionäre einig
auf dem Standpunkt, daß ohne Zweifel alle Eigentumsbefugniſſe
S der Organiſation uns zuſtänden, nur waren ſie in ihrer

ehrheit der Auffaſſung, daß vorläufig in bezug auf deren Geltend-
machung eine abwartende Stellung eingenommen werden ſollte.
Erſt die Verſuche, den Genoſſen Herzig zu änderten die
Sachlage und führte n dem r ums Volksblatt, der jetzt noch
in der Schwebe W unſere Organiſation ſelpſt iſt ſchrittweiſe vor
wärts gegangen, doch ten alle Anzeichen darauf hin, daß die im
Fahrwaſſer der Unabhängigen ſegelnden Maſſen über die Politik
ihrer Führer ſtutzig zu werden beginnen, ſo daß ſich für uns
günſtigere Ausſichten eröffnen. Abgehalten wurden 12 Verſamm-
lungen und 30 Sitzungen. Unter den Verſammlungen befinden ſich

uxch die Unab
hängigen geſprengt wurde.

Den Kaſſenbericht erſtattete Genoſſe Dreſcher. Aus
amte, Angeſtellte, Kleingewerbetreibende und auch Arbeiter aus ihm ging ein verhältnismäßig günſtiger Abſchluß hervor, beſonders
andern als Rüſtungsbetrieben, die in durchaus nicht guten Verhält
niſſen leben, mit herangezogen werden. Dieſen gegenüber bedeutet
eine Zwangsenteignung aber eine ungeheure Härte. Es wird kurzer
hand dekretiert, daß der Menſch mit einem guten und einem Werk-
tagsanzug auszukommen habe. Ob ein ſolches Auskommen möglich
iſt, muß ſehr bezweifelt werden. Jm heutigen Kulturleben es
war übrigens niemals anders ſtellen Kleider nicht nur ein rein
techniſches Mittel zur Abhaltung der Kälte ſondern ein weſentliches
geſellſchaftliches Mittel dar. Man mag das verwerfen, aber man
kann ſich der Tatſache nicht verſchließen, daß in der heutigen Ge-
ſellſchaftsordnung der Erwerb und Beruf vieler Leute mit einem
gewiſſen Kleideraufwand untrennbar verbunden iſt. Der Hand
lungsgehilfe, der in der Joppe hinter den Ladentiſch treten wollte,
oder der Rayonchef, der im Warenhaus im Alltagsanzug herumliefe,
ſie würden von ihrem Chef unfehlbar auf die Straße geſetzt
werden.

Man wird uns vielleicht einwenden: euch als Sozialiſten kann
es ja nur lieb ſein, wenn durch den Satz „jeder Menſch braucht nur
zwei Anzüge“ eine gewiſſe Gleichheit auf dieſem Gebiet herbeigeführt
wird. Aber tatſächlich wird das gar nicht geſchehen. Denn der Satz
bedeutet nur, daß dem, der gerade noch drei Anzüge ſein eigen nennt,
einer weggenommen werden kann. Bedeutet er aber auch, daß
dem Beſitzer von zwanzig Anzügen achtzehn weggenommen werden
Wir zweifeln ſehr, daß derartiges beabſichtigt iſt. Oder wer glaubt
daran, daß unſfre Miniſter, Diplomaten, Bankdirektoren uſw. ſich

in bezug auf die Mitgliederzahl, da nicht nur eine Anzahl alterMitglieder. zurückgewonnen, ſondern auch noch eine Anzahl neuer

dazu gewonnen wurde. Zur Unterſtützung des h
wurden ein Flugblatt und fünf Broſchüren in ziemlich hoher Auf
lage verteilt, trotzdem dieſer Art Tätigkeit jetzt. große ierig
keiten gegenüberſtehen. Das hat denn auch ſchon ſeine 7
ansgeübt. Denn viele von denjenigen Unabhängigen, die kurz na
der Spaltung unſere Anhänger geradezu terroriſiert haben, find
über die Richtigkeit der Unabhängigen-Politik ſo in Zweifel ge
kommen, daß in ihrem Verhalten eine Wandlung zum Beſſeren
eingetreten iſt. Jm übrigen beweiſt auch das Verhalten des Reichs
verbandes, der herrſchenden Klaſſen, überhaupt unſerer Gegner im
bürgerlichen Lager, daß ſie ihre gefürchteſten Gegner in der Sozial
demokratie, nicht in den Unabhängigen ſehen.

Ueber die Preſſe berichteten Genoſſe Garbe die Preß
kommiſſion und Genoſſe Koch anski e das Geſchäft ſelbſt, wor
aus ſich dasſelbe Bild wie bei den vor er hen Berichten ergab.
Auch dabei wurde daß die Maſſen durchaus für die
Politik der Sozialdemokratie ſind, was ſich daraus ergibt, daß dieſozialdemokratiſche Preſſe während des einen vergangenen Jahres

ihre Abonnentenzahl von 618 000 auf 794 000 erhöhte.
Jn der Dis kuſſion wurden verſchiedene Einzelheiten dieſer

Berichte noch beſonders unterſtrichen. Ganz allgemein kam dabei
die R ſowohl mit dem verhältnismäßig günſtigen Stand
aller Parteiangelegenheiten zum Ausdruck, wie mit dem Verhalten
des Vorſtandes und der Preſſe.

Nachdem ſomit der
die Verſammkung zunächſt, den Mitgliedsbeitrag für

hresbericht erledigt worden war, beſchloß

olksſtimme.
2 2. Jahrgangmännliche Mitglieder von wöchentlich 10 auf 15 Pfennige, für weib

liche Mitglieder von monatlich 20 auf wöchentlich 10 Pfennige zur
erhöhen. Weiterhin hieß ſie alle bisher getanen und fernerhin ge-
rer Schritte ſowohl in bezug auf die Volksblatt-Ange-
egenheit wie in bezug auf eine Feſtſtellungsklage

Jegenüber dem Verein der Unabhängigen einſtimmig gut.
Die Neuwahl des Vorſtandes, der Preßkommiſſion und Re

viſoren ergab die einſtimmige Wiederwahl aller bisherigen Mit-
glieder unter Hinzuwahl einiger weiterer Genoſſen zur Ergänzung.

Unter anfeuernden Schlußworten des Genoſſen Thiele wurde
die Generalverſammlung geſchloſſen.

Verſchärfung des Hilfsdienſtes.
Das Hilfsdienſtgeſetz erſchwert bekanntlich den Arbeitern und An-

eſtellten den Wechſel des Arbeitsverhältniſſes dadurch, daß dieſe inner-halb zwei Wochen nach Ausſcheiden aus dem Beſchäftigungsverhältni

von einem neuen Unternehmer nur dann eingeſtellt werden dürfen, wenn
e durch einen „Abkehrſchein““ nachweiſen, daß er die Beſchäf-n nur mit Zuſtimmung des (letzten) Unternehmers gelöſt hat. Er-

lt ein Hilfsdienſtpflichtiger dieſe Zuſtimmung nicht, ſo kann er den
lichtungsausſchuß anrufen, der nach Befinden einen Abkehrſchein

ausſtellt. Dem Ausſchuß iſt nachzuweiſen, daß ein wichtiger Grund“
zum Wechſel der Beſchäftigung vorliegt. Ein ſolcher kann darin gefunden
werden, daß der neue Unternehmer einen höheren Lohn zahlt. Das
wird in der Regel auch ſchriftlich nachgewieſen verlangt.

Es wird nun hier in Halle und im Saalkreis, wie über-
aupt im Regierungsbezirk Merſeburg, beobochtet, daß die
nternehmer dieſe Beſtimmungen des Hilfsdienſtgeſetzes in ver-
chärfter Weiſe anwenden. So ſtellen viele Unternehmer Lohnbe-

inigungen, aus denen hervorgeht, daß der Arbeiter bei ihnen mehr
verdient als bei dem letzten Unternehmer nicht mehr aus, auch ſtellen
ſie ſolche Arbeiter, die länger als zwei Wochen außer Beſchäftigung ſind,
gleichwohl ohne Abkehrſchein nicht ein. Die Unternehmer ſagen einfach,
„ſie dürfen das nicht. Nach dem Geſetz dürfen ſie es ſehr wohl; wenn

trotzdem die Behauptung aufſtellen, ſo läßt das darauf ſchließen, daß
e Unkernehmer unlereinander in ihren Verbänden entſprechende Verab

getroffen Unter dieſer Härte haben ſchon viele Arbeiter
in unſerem Bezirke leiden müſſen.

lche Vereinbarungen, die das Forikommen der Arbeiter in un
billiger Weiſe erſchweren und mit den Beſtimmungen und dem Geiſte
des geh in Widerſpruch ſtehen, finden auch die Billigung
der Behörden nicht. So haben verſchiedene Generalkommandos (nach
einer Mitteilung des Vorwärts auch das Berliner) entſprechende An
weiſungen ergehen laſſen. Auch das Kriegsamt in Berlin ſteht auf dem
Standpunkt, daß den Arbeitern weitere, über das Geſetz hinausgehende
Beſchränkungen nicht auferlegt werden ſollen. Kommen den Arbeitern
und Angeſtellten weitere ſolche Fälle zur Kenninis, ſo wird es gut ſein,
ſie dem Schlichtungsausſchuß in Halle, Leipziger Straße 85, mitzuteilen.

Jn den Anlagen. Die Bänke der öffentlichen Aylagen find
wieder bis auf den letzten Platz gefüllt. Großmütter, Mütter und
Schweſtern ſind es, die die im Sande ſich tummelnden Kleinen be
aufſichtigen. Das dunkle Laubgrün der Sträucher, das zahlreiche
helle Blüten aufgefteckt hat, umrahmt die einzelnen Gruppen. Die
Nachmittagsſonne läßt ihren warmen, tiefen Goldglanz ſpielen. Der
umflirrt mit ſeinem zarten Lichtſchimmer die Häupter der Kleinen
und gießt ſeinen gelben Schein auf die abgeſpannten, gelben Ge
ſichter der Sitzenden. Die verarbeiteten, hageren Finger häntieren
mit Nadel und Flicken. Das Ausbeſſern der Wäſche und Klei-
dungsſtücke will in dieſen harten Kriegstagen kein Ende nehmen.
Hier und da tröpfeln ein paar Worte: Worte über die Not des
Alltags, Worte über die Angſt, die ſo ziemlich eine jede zum einen
im Felde ſtehenden im Herzen trägt. Die Mienen haben etwas
Abgeſtumpftes, Unbewegliches. Das jahrelange Leid hat ganze
Arbeit getan. Die Augen ſind glanzlos geworden, ein harter, faſt
verbitterter Zug hat ſich um die Mundwinkel gegraben. Von Zeit
zu Zeit fliegt ein prüfender, beobachtender Blick zu den kleinen
Lieblingen hinüber. Die wiſſen wohl auch, daß Krieg iſt; aber
die ganze Fürchterlichkeit der Gegenwart iſt den Kinderſeelen doch
noch nicht aufgegangen. Mit roten Bäckchen und ſpieleifrigen Augen
wühlen fie im gelblich rinnenden Sande. Ein abgeſchliffener Kieſel,
den ihre kleinen Finger dabei finden, erregt ihre freudige Be
wunderung. Ein Schneckenhaus wird ihnen zu einem Wertobjekt.
Mit haſtigen, holpernden Beinen eilen ſie zur Mutter und weiſen
ihr das Fundſtück. Die ſchaut für einen Augenblick von der Arbeit
auf. Die Nadel entſinkt ihrer Hand. Jhre müden Finger ſtreicheln

Handel und Wanbdel.
66] Von F. W. Hackländer.
zDehßt ſind auch ein paar Damen dem Wagen entſtiegen,
jede hat unter jedem Arm eine graße Schachtel und jede
hat in jeder Hand extra eine andere el, ſie ſtellen
dieſe acht Schachteln auf den Boden und ziehen noch er-
ſchrecklich viel Gegenſtände ans Licht der Laterne aus den

Auf dem Sitz und unter dem Sitz haben ſie
Nachtſäcke, Sonn und Regenſchirme, Schals, Mäntel, Taſchen
und noch zwei ganz kleine Schachteln. Wenn man alle dieſe
Gegenſtände vor dem engen Wagen liegen ſieht, mit den Paſſa
gieren daneben, ſo begreift man in der Tat nicht, wie eine
ſolche Menge von Menſchen und Effekten in einem ſolchen
Raume Platz hatte. Beide Damen ſchauen ſich erwartungsvoll
auf dem Poſthof um, und ſehen betrübt, daß noch niemand für
ſie da iſt. Sie ſind nicht mehr in der erſten Jugendblüte und
deshalb des Wartens ſchon gewöhnt. „Gott,“ ſagte die eine,
„ich weiß in der großen Stadt keinen Weg, und wenn man
uns nicht abzuholen kommt, ſo ſind wir wahrlich in Ver
legenheit.

„Ja,“ verſetzte die andere, „ſehr in Verlegenheit.“
Ein Dienſtmädchen kommt eilig daher und leuchtet jedemder Anweſenden mit einer großen Laterne unter die Naſe,

auch ſie hat nicht gefunden, wen ſie ſucht und wartet nun
ebenfalls geduldig auf die Beichaiſen. Die eine der alten
Damen mit den vielen Schachteln ſeufzt und ſpricht zur
anderen: „Habe ich doch gewiß geglaubt, das Mädchen fei
zu uns geſchickt! Wenn man uns nur nicht vergißt!“ Der
höfliche, dicke, alte Herr fühlt ſich auch hier wieder berufen,
ein Wort des Troſtes zu ſpenden, indem er fagt: „Unbeſorgt,
meine Damen, der Eilwagen iſt heute abend außergewöhn-
ſich früh gekotnmen, man wird Sie nicht ſo bald erwarten.“

t blaſen in der Entfernung die Beiwagen und dasger e i ſchallt durch die nächtlich ſtillen
Straßen; auf dem Poſthof gerät alles in Bewegung
die Frau eilt mit ihrer Geſellſchaft ans Tor; die erſte Bei
chaiſe kommt herein, ein Wagen ſo groß wie der Haupt

und beiden Buben müſſen von einem Poſt
offigianten beifeite gezogen werden, denn ſie bezeichnen durch

ja vertrauen und im

ihr unbändiges Freudengeſchrei, daß der erwartete Schwager
im Wagen ſitzt, und ſpringen beinahe unter die Pferde.
„Julius, Wilhelm!“ kreiſcht die Mutter, „wollt ihr gleich
herkommen!“ „Der Schwager!“ ruft das eine der Mäd-
chen, und dieſer ruft aus dem Wagen: „Guten Abend!“
Der Poſtillon flucht und knallt, der Hund des Kondukteurs
bellt und die beiden alten Damen ſchreien entſetzt auf, da
der ankommende Beiwagen ihre Schachtelpyramide geſtreift
hat und die koſtbaren Stücke im Hof umherrollen. Es iſt

ihres Jnhaltes, der Schwager wird von der überglücklichen
Familie, nachdem ſich alle geküßt, im Triumph fortgeſchleppt.
Julius und Wilhelm erliegen faſt unter der Laſt eines
koloſſalen Mantelſackes und einer rieſenhaften Hutſchachtel,
die ſie aber eigenhändig nach Haus ſchleppen zu dürfen für
eine große Ehre halten.

Aehnliche Szenen wiederholen ſich auf dem ganzen Poſt
hof: hier ein herzlicher Empfang, dort ein ziemlich kühler.
Die Magd mit der großen Laterne leuchtet nochmals ſämt-
lichen Ankommenden in das Geſicht und will davoneilen.
Alles hat ſein Teil gefunden, bis auf die unglücklichen alten
Damen, die inmitten ihrer Schachteln verzweiflursvoll das
Schlachtfeld behaupten. „Du,“ ſagt die eine, „fragen wir
die Jungfer mit der Laterne, ob ſie nicht das Haus unſeres
Bruders weiß?“ Gefagt, getan; die andere hält die Davon
eilende feſt und nennt den Namen ihres Bruders.

„J, du mein Gott,“ entgegnete das Mädchen, „das iſt
ja meine Herrſchaft, der Herr Kanzleirat ſind unwohl und
haben mich abgeſchickt, Sie zu holen, ich habe Sie wahr-
haftig nicht gekannt.“ Neues Erſtaunen, ſeliges Ent
züchken! Die Magd wird mit den Effekten der beiden Damen
beladen und ſieht aus wie eine wandernde Schachtelhand-
lung; die eine der n trägt die Laterne, und ſo ziehen
ſie dahin, die lange eten und endlich Gefundenen.
Was zurückbleibt, iſt nicht der Rede wert, es ſind entweder
Leute, wie der höfliche, dicke, alte Herr, die weiterreiſen,
oder ledige Menſchen, die ihre n dem r r

iberlegen, was ſie zu
ſpeiſen wollen.

Auf dem Poſthof wird es keer und ſtill, die Lichter der
Wagen und die Stallaternen der Poſtoffizianten werden aus
gelöſcht, die Fenſter der Bureaus verfinſtern ſich bis auf eines,

eine allgemeine Verwirrung; die Beichaiſen entleeren ſich

wo der wachthabende Sekretär ſitzt, die Schritte der davon
eilenden Paſſagiere verhallen allmählich in der Straße, der
alte Herr mit der grauen Reiſemütze ſteckt ſich eine andere

igarre an und klettert in den abfahrenden Wagen. Der
oſtillon bläſt: „Noch iſt Polen nicht verloren,“ die Uhr ſchlägt

zehn, der Kondukteur ruft: „Fort!“ und der Wagen fährt in
die Nacht hinaus.

Da ſtand ich denn wieder allein an meinem Eckſtein
und für mich hatten die ankommenden Wagen nichts ge-
bracht; hätte ich nur ein einziges bekanntes Geſicht geſehen!
Die Großmutter, ſelbſt der Vormund, ſogar die Schmiedin
wäre mir willkomen geweſen.

Mit einem tiefen Seufger ging ich davon und ſo kleine
Schritte ich auch machte, immer näher kam ich dem Stieg-
litzſchen Hauſe. Jch hatte mich an der anderen Seite der
Straße gehalten und erreichte ſo das offenſtehende hell er
leuchtete Portal des Gaſthofes, der unſerem Hauſe gegen
überlag. Jn der Flur desſelben ſtanden Kellner mit den
Servietten auf dem Arm und Lichtern in der Hand um einen
großen Haufen von Reiſeeffekten, arnd der Oberkellner hand
habte die große Glocke und rief die Nummern der Zimmer ab,
welche den Gäſten angewieſen wurden.

Jch ſtarrte in das Gewühl, als plöhlich, wie ein Stern in
dunkler Nacht, eine Stimme mein Ohr traf, eine tiefe Baß
ſtimme, welche die Worte ſprach: „Teuerſter Hausknecht, haden
Sie meinen Koffer auf, ich habe jetzt lange genug unter dem
Hauſe geſtanden.“ Ich trat auf den Sprecher zu und als ich
ſeinen Namen rief, als ich ſagte: „Herr Doktor Burbus!“
traten mir die dicken Tränen in die Augen.

„Gott, ſteh mir in allen Gnaden bei!“ rief der Doktor,
denn er war es:; „lieber Freund, ſind Sie es wirklich, woher
des Weges in ſo ſpäter Nacht? Jch freue mich aber in der
Tat und recht ſehr, Sie zu ſehen. Gehen wir

Er legte ſeine Hand in die meinige und bald waren wir
in ſeinem Zimmer angekommen. Dort nahm er mich bei den
Schultern, küßte mich herzlich und blickte mir kopfſchüttelmd
ins Geſicht. „Teuerſter Buchhalter,“ ſagte er nach einer Pauſe.
„hoffnungsvoller angehender Seidenfabrikant, wie es
Jhnen? Mir ſcheint nicht zum deſten, denn Jhr et
blaß und verſtört, und wenn ich Jhren r ſo
deutet mir ſein heftiges Pochen einiger
Gemütsbewegung.“
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ver das Blönbhaat des Vieblings, der ſchon wieder ungeduldig zur
Spielſtätte zurückſtrebt. Sinnend ſchaut die Mutter dem Davon
eilenden nach. Jhr Blick hat etwas Verträumtes bekommen. Ein
Fink ruft im Strauchwerk. Ein anderer antwortet ihm. Undedie
Sonne ſinkt tiefer und tiefer. Jmmer länger wachfen die Schatten
Und die letzte Lichtfülle gießt tiefgelb ihr Leuchten auf Sträucher
und Wege, auf Bänke und Spielplatz, auf Mütter und Kinder.

Die Müſglieder der Arbeiterausſchäſſe in Halle und
werden vom Gewerkſchaftskartell zu einer Verſammlung auf
abends 8 Uhr nach dem Volkspark eingeladen. Neben einem kurzem
Vortrag ſteht die er der Ausſchüſſe über ihre auf
der Tagesordnung. Allſeitiges Erſcheinen iſt dringend erwünſcht.

Die Kr Halle Stadt beſchäftigte ſich jetzt ebenfalls mit den
ſittlich-ſozialen Mißſtänden, die der Krieg hervorgerufen hat. Darüber
berichtet ein bürgerliches Blatt etwas v ſummariſch: Die Vorlage
Konſiſtoriums ſtellte die Frage: „Welche beſonderen Aufgaben er
wachſen unſeren Gemeinden in bezug auf die Wiederherſtellung und
Pflege des durch den Krieg vielfach geſchädigten Familienlebens?“
Geheimrat Profeſſor D. Eger zeichnete mehr grundſätzlich den Notſtand
in ſeinem Umfang und in ſeinen Gründen; entwickelte,
durch die lange Trennung der Eheleute, das Fehlen des Vaters be
ſonders für die Erziehung und die Häufung der vaterloſen Waiſen
entſtanden waren und weiterhin drohen. Namentlich iſt die Lockerung
des Familienverbandes als wirtſchaftliche Einheit zu beklagen. und be
denklſche Ausſichten eröffnet die kommende „Ju rnot“. Aber
eine Organiſation zur Pflege des Familienlebens iſt ein Unding. In
der Predigt, auf Familienabenden und ſonſt ſind die Kräfte zu Augedie das Familienleben tragen und neu aufbauen können. Pra

Ergänzungen fügte der zweite Berichterſtatter, Werkzeugmeiſter Kühme,
hinzu, nach der ſozialen und kirchlichen Seite. Im Laufe der Be
ſprechung machte erkennbar beſonderen Eindruck das Zeugnis des
Geheimrat Eize über die ſegensreichen Wirkungen, die der
doch auch für die Familien haben könne. Die bedauerliche Entartung der
geſchlechtlichen Siſtlichkeit wurde von verſchiedenen Seiten ernſt be
leuchtet

Ueber den Saagtenſtand in Deutſchland wird von amtlicher Seite
mitgeteilt: Die letzten Regenfälle haben, wie ſich denken läßt, die allge
meinen Ernteausſichten in ganz Deutſchland ganz außerordentlich gün
beeinflußt; namentlich hat ſich der Stand der Hackfrüchte ſehr gebeſſert.
Auch die Wieſen und Weiden haben ſich fehr günſtig entwickelt. Der
Regen hat ſich über ganz Deutſchland ziemlich gleichmäßig verbreitek
und kann im allgemeinen ſchon jetzt als ausreichend bezeichnet werden.
Auch der größte Teil des Sommergetreides hat von dem himmliſchen
Segen reichlich profitiert.

Schwindel mit Nährfalzen. Unter dem klingenden Namenn brachte der Kaufmann Albrecht Weichſel in Magdeburg
als Nährtafelſalz eine Ware in den Handel, die ſich von dem z dgr
Kochſalz nur dadurch unterſchied, daß das Pfund ſtatt für 12 bis 15 Pf.
mit 70 bis 80 Pf. je nach der Packung verkauft wurde. Der v
„Fürſtenſalz““Fabrikant wukde vom Schöffengericht Magdeburg zu

ark Geldſtrafe verurteilt.
Militäruriguber in D-Zügen. Die Weiterfahrt in DZügen iſt

den in Militär-Urlauberzügen ankommenden Urlaubern nun geſtattet
worden. Dieſe Erlaubnis beſchränkt ſich jedoch auf die Strecken, die
Anſchluß an diejenigen der Urlauberzüge haben. Es iſt geſtattet, dieſe
Züge früher zu verlaſſen, um die gleiche Strecke mit einem DZuge
zurück n. Aus dem Weſten beurlaubte Militärperſonen dürfen nurvom gegebene auf dem ſie den Urlauberzug rechtmäßig ver
laſſen, bis zum Zielbahnhof ihrer Reiſe jeden Zug, alſo auch DZüge,
venutzen, ohne daß die Benutzungsberechtigung beſonders auf den
Fahrſcheinen angegeben ſein muß.

zur Landſturmrolle. Diejenigen Wehrpflichtigen, die
bis einſchließlich 30. Juni das 17. Lebensjahr vollendet haben, werden
aufgefordert, die Anmeldungen zur Landſturmrolle ſoweit dies noch
nicht geſchehen iſt in der Zeit vom 2. bis 6. Juli von 10 bis 1 Uhr
vormittags im Stadthaus Schmeerſtraße Nr. 1) r 18 zu bewirken.
Hie nicht in Halle oder in den eingemeindeten Vororten (Giebichen
ſtein, Trotha und Cröllwitz) geborenen haben bei der
Anmeldung einen ſtandes amtlichen urtsſchein (nicht Tauf
ſchein), der zu dieſem Zwecke koſtenlos erteilt wird, vorzulegen. Für
die in Halle oder in den früheren Wohnorten Geborenen genügt jeder
andre amtliche Ausweis, wie Jnvalidenkarte, Arbeitsbuch, lzeugnis.
Die Unterlaſſung der Anmeldung hat Beſtrafung nach den Militärſtraf
gefetzen zur Folge.

Vorirag über das Konſervieren von Obſt und Gemüſe. Wie
kochen die Hausfrauen in der zuckerarmen Kriegszeit am beſten Obſt und
Gemüſe ein? Hierüber, ſowie auch über die beſten Verſchlüſſe von
Büchſen und Gläſern wird ein Vortrag belehren, der im Halleſchen
Hausfrauenbund am heutigen Montag, abends 8 Uhr in St.
Nikolaus gehalten wird. Er ſei allen unſeren Hausfrauen empfohlen.

Ah für baumwollene Verbandswaite. Durch Bekannt
machung der Reichsbekleidungsſtelle iſt mit Wirkung vom 9. Juni an
auch für baumwollene Verbandswatte der Rezeptzwang eingeführt
worden. Die Verkäufer werden deshalb gewarnt, baumwollene Ver-
bandswatte ohne ärztliche Verordnung abzugeben, da ſie ſich ſonſt ſtraf
bar machen.

Rähgarn für Brenneſſein. Die Neſſel-Anbaugeſellſchaft,
Berlin W 8, gibt allen Sammlern von Brenneſſeln, die z Kilo
trockner Stengel durch den Vertrauensmann der T abliefern,
außer dem Sammellohn ein Wickel ſchwarzes oder weißes Nähgarn aus
Brenneffelmiſchgarn.

Bei der behördl Prüfung der Geſtehungs- oder Erwerdskoſten,namentlich von Gegenſtänden des täglichen Vederf iſt es in letzter Zeit

wiederholt vorgekommen, daß Gewerbetreibende erklärten, die zu
erforderlichen er Unterlagen nicht zu beſitzen, weil das
oder Tauſchgeſchäft mündlich abgeſchloſſen worden ſei. Einem ſolchen
Verfahren, das gegen die allgemeinen kaufmänniſchen Grundſätze ver-
ſtößt, muß die Abſicht zugrunde gelegt werden, den Tatbeſtand zu ver-
dunkeln. Das Kriegsernährungsamt hat daher kürzlich entſchieden, daß
ein Händler, der ſeinen Ein und Verkauf nicht nachzuweiſen vermag,
in den jetzigen Zeiten zum Handel nicht geeignet iſt und deshalb hiervon
ausgeſchloſſen werden muß. Es liegt ſonach im Intereſſe der Handel-
und Gewerbetreibenden, alle Käufe und Verkäufe ſchriftlich abzuſchließen.

Eine En ung von prinuziypieller Bedeuiung in Alimenkalions
ſchen hat kürzlichdas Amtsgericht BerlinMitte durch den bekannten
Berliner Amtsgerichtsrat Geheimen Juſtizrat Profeſſor Dr. Heilfron
gefällt. Ein unehelicher Vater hatte ſich vor dem Vormundſchaftsgericht
mit deſſen Genehmigung mit dem Vormunde des Kindes über Monats
zahlungen von 20 Mark Alimente geeinigt. Auf Veranlaſſung des Vor
mundſchaftsrichters ſtrengte der Vormund vor dem Prozeßgericht gegen
den unehelichen Vater eine Klage zwecks Erhöhung der Alimente auf 50
Mark an mit der Begründung, der höhere Satz ſei bei der Teuerung
infolge des Krieges angemeſſen und werde gegenwärtig den unehelichen
Kindern allgemein zugeſprochen. Der Verteidiger des Beklagten führte
demgegenüber aus, die Vereinbarung vor dem Vormundſchaftsgericht
ſtelle einen Vergleich dar, der nach den geſetzlichen Beſtimmungen zu
unſten des Vaters unabänderlich ſei, wenn dies zu Härten für das

Kind führen ſollte ebenſo wie anderſeits zum Nachteil des Vaters eine
bereits gezahlte Abfindungsſumme im Falle des frühzeitigen Todes des
Kindes nicht zurückgefordert werden könne. Das Gericht ſchloß ſich dieſen
Ausführungen mit dem Hinweis darauf an, daß eine Erhöhung nur im

einer früheren Vexurteilung zu Alimenten, nicht aber bei einem
ergleich hierüber Platz n könne, weil eine den prozeßrechtlichen

Vorſchriften entſprechende Beſtimmung zwecks Erhöhung wiederkehrender
Leiſtungen unter veränderten Verhältniſſen in das Bürgerliche Geſetzbuch
nicht aufgenommen ſei. Daraus iſt allgemein zu folgern, daß auch in
allen ſo n Fällen bei vertraglicher Regelung der Unterhaltspflicht,
insbeſondere auch nach erfolgter Eheſcheidung, eine Erhöhung der Be
träge i der Kriegsteuerung im Kiagewege nicht erzwungen werden
kann. Es ſind danach alle diejenigen, die ſich vor dem Kriege gütlich über
den Unterhalt geeinigt haben, gegenüber den durch gerichtliche Ent
ſcheidung Verurkeilten ganz erheblich günſtiger geſtellt.

Die Anſtle des Gräſerkauens kann die Urſache zu der zwar
tenen, aber äußerſt gefährlichen Strahlenpilzerkrankung geben.
Ei n des giftigen Pilzes, der auf Gräſern, beſonders auf derSee vorfindet, iſt z die Schleimhaut des Mundes; ſel
tener die Lunge und der Darm. Durch Kauen der Gröſer ſpießen die
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der Abteilung gegen Bettelei iſt die Summee um e 1582 M. auf h M. zurückgegangen, weil
durch die vielſeifige ſonſtige öffe und private Kriegsunterſtützung
die Hilfe des Vereins weniger in e genommen wurde. Die
Ferienkolonien konnten nur in Güntersberge und in Siptenfelde auf-

n werden. Daneben ſind aber Einzelgruppen von Knaben undRadgen auf je acht Wochen mit ſehr günſtigem Erfolge in Güntersberge

verpflegt worden. Trotz der gewaltig g nen Preiſe und der
Schwierigkeit der Herbeiſchaffung von Lebensmitteln hat die Volks

r ein ha iter) dem Andrang der er voll gen können.
s ſind 11 699 ganze Mahlzeiten (Vorjahr 8728) und 186 563 halbe(Vorjahr 232 o ganze Anweiſungen Vorjahr 6198), 97 halbe

(Vorjahr 576) geliefert worden. Ebenſo auch die ehe der
Volkskaffeehallen ſehr ſtark geweſen, wenn ſie auch naturgemäß etwas
zurückgegangen iſt (239 090 Becher gegen 312 366 im Vorjahr und
101 798 Brötchen gegen 106 744 im Vorjahr). Der Betrieb der Jugend7 e c rie Abteilung Beru neben n urſprüngl n(Berufsberatung der abgehenden Schulkinder und einige Elternabende)

onders in der Ber ra der Kriegsbeſchädigten ihre Mitarbeit

den 3 r des e (25 Pf. für ein ganzes, 15 Pf.

eg geleiſtet. Die beiden m ſind wieder erheblich mehr in Anſpruch
genommen worden: Die Geſamtzahl der Verpflegungstage betrug 16 583
gegen 13 725 im Vorjahre.

Ausbildung von er r r in Halle. Das Säuglings
heim des Bundes zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volkskraft

iſt ſtaatliche Säug r elle. Am 1. Oktoberbeginnt ein neuer Kurs, der mit einer ſtaatlichen Prüfung
Die Foonregt Säuglingspflegerinnen iſt derartig groß, daß die
Nachfrage nicht befriedigt werden kann. Es gibt für Mädchen nicht
viele Berufe, die ſo paſſend und alte nd, wie gerade der der

gspflegerin. Auf der y des Bundes, Magdeburger
traße 21 ſind die Bedingungen intritts als Säuglingspflegerin

in das Säuglingsheim des Bundes zu beziehen.
Das Tragen Hutnadeln iſt durch Polizeiverordnung

verboten, Zuwide lungen ſind unter Strafe geſtellt. Aber trotz
wiederholter amtlicher Hinweiſe in den Zeitungen wird fortgeſetzt von der

rauenwelt gegen dieſe Beſtimmung verſtoßen. Die Unſitte macht ſich
ders in den Straßenbahnwagen bemerkbar; hier können durch un

e Hutnadeln mitfahrende Perſonen leicht erheblich verletzt werden.
e izeiverwaltung warnt daher nochmals vor Uebertretungen der

Verordnung. Die Exekutivbeamten ſind angewieſen, in Zukunft unnach-
ſichtlich Verſtöße zu bringen. Beſtrafungen werden in
7 Uebertretungsfale erfolgen. In den n werden

eamte beſonders ſcharfe Kontrolle üben. Jn gleicher Weiſe ſoll künftig
gegen das unbefugte Befahren der Bürgerſteige mit Hand und Kinder
wagen eingeſchritten werden.

Der P der ſid n vor dem Kriege breit gemacht hat, ar e e Weiſe wieder auf.
eine, meiſt unbekannte Firma veröffentlicht unter hochtrabenden

erſprechen ein Preisrätſel, deſſen Löſung ſchon auf den erſten Blick
jedermann in die Augen ſpringt. Der Zweck dieſer Preisrätſel iſt na
türlich kein anderer, als die Bevölkerung in mehr oder minder unzu
läffiger Weiſe auszubeuten, zumal i ſee Firmen weder durch die

enLöſung des Frage gewonnen egeſchenke noch die gegen
Vorei des ags mitbeſtellten Gegenſtände r zeitig und
in nde liefern. Die Bevölkerung wird daher vor dieſem

reisrätſelur warnt. Sie möge zweifelhaften Firmen nicht immer
ganz beträchtliche Summen zuwenden, die in den jetzigen teuren

iten beſſer und nützlicher angelegt werden können.
Schwurgericht. In der am 24. Juni beginnenden Schwurgerichts

periode kommen zur Verhandlung: 1. egxen den Maler Alwin Schmidt
und deſſen Ehefrau Anna Schmidt geb. Ende wegen ſchwerer Ur-
kunde u 2. gegen den Daunehſſen Hermann Lemme wegen
ſchwerer Urkundenfälſchung; 3. gegen die Frau Frieda Scheide geb.
Büchner wegen Meineids in zwei Fällen; 4. gegen die Frau Anna
Glöckner geb. Witzel wegen Meineid; 5. gegen die Frau E. Apel geb.
Knierſtedt, Frau Emilie Grunert geb. Knierſtedt, Frau Klara Richter
geb. Lange wegen Abtreibun gund Beihilfe dazu

Aus der Provinz.
Warnung vor Felddiebſtählen.

Die Felddiebſtähle nehmen jetzt mit dem Beginn der Reifezeit
und doch zugleich der Zeit großer Knappheit ſehr bedenklich zu.
Aus dieſem Anlaß ſei daran erinnert, daß der ſtellv. Kom-
mandierende General bereits im vorigen Jahre folgende
Verfügung erlaſſen hat:

Täglich mehren ſich die Klagen aus Stadt und Land über die
beſorgniserregende Zunahme von Diebſtählen an Früchten des
Feldes und des Gartens. In weiten Bevölkerungsſchichten ſchwindet
das Gefühl vor dem Sittlich-notwendigen und die Achtung vor der
Unverletzlichkeit des Eigentums. Jn keinem Verhältnis ſteht meiſtens
der geringe perſönliche Vorteil des Täters zu dem unermeßlichen
Schaden der Geſamtheit, den dieſe durch dieſes eigennützige Treiben
erleidet. Harte Zeiten heiſchen harte Mittel; die für den Feld-
und Forſtdiebſtahl beſtehenden Strafen erſcheinen deshalb zu
milde. Das Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit fordert Strufan
aileeeWen, die durch ihre Höhe den Eigennützigen in Schranken
halten.

Deshalb verordne ich auf Grund des Artikels 68 der Reichs-
verfaſſung in Verbindung mit S 9b des Geſetzes über den BVe-
lagerungszuſtand und dem Geſetze vom 11. 12. 1915, betreffend
die Abänderung des Geſetzes über den Belagerungszuſtand im
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit:

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und nur beim Vorliegen
mildernder Umſtände mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 M.
wird beſtraft, ſofern die beſtehenden Geſetze keine höhere Frei-
heitsſtrafegbeſtimmen:

1. Wer Gartenfrüchte, Feldfrüchte oder andere Bodenerzeug-
niſſe aus Gartenanlagen aller Art, Weinbergen, Obſt-
anlagen, Baumſchulen, Saatkämpen von Aeckern, Wieſen,
Weiden, Plätzen, Gewäſſern, Wegen oder Gräben entwendet.

2. Wer in der Dunkelheit, d. h. in der Zeit zwiſchen einer
Stunde nach kalendermäßigem Sonnenuntergang und einer
Stunde vor kalendermäßigem Sonnenaufgang außerhalb
der öffentlichen Straßen und Wege, Feldmarken, Forſten
oder Wälder betritt, ohne beſondere ortspolizeiliche Ge
nehmigung.

Auf die im übrigen innerhalb der geſetzlichen Grenzen ſich
haltende Ausübung der Jagd und Fiſcherei ſowie auf die in Aus
übung ihrer geſetzlichen Befugniſſe befindlichen Beamten findet
dieſe Vorſchrift keine Anwendung.

Wie im Kriege gewuchert wird.
Wenn Gemüſe auf dem Markte gr. ru Erzeuger undHändler in ſchöner Uebereinſtimmung: Die irre ſind daran

ſchuld! Denn erſtens ſind ſie überhaupt ein Uebel, zweitens ſind
ſie viel zu niedrig. Die Behörden werden dann ſehr nachgiebig

atrotz des Krieges voll aufrecht erhalten worden.

Geſt, tie aber in dieſem Jahre

a viit Gemüſe gemacht wurden, das

t haben einzelne Gemeinden ſ 8 bis 4
ß der Spargelernte 400 000 bis 000 M. aus

dem Spargel erlöſt! Das Verſchwinden des Rharbarbers nach Feſt
ſetzung der Höchſtpreiſe wurde damit erklärt, daß die Epreiſe viel zu niedrig ſeien. Dabei hat aber ein ger e

irk Magdeburg, allein für ieledieſem M. eingenommen! Wenn keine
preiſe feſtgeſetzt würden, wäre es eben noch ſchöner für Erzeuger
und Händler.

Jn welch munkeredi Tempo und zu welch ſchöner Höhe die
Preiſe ſteigen, wenn die unangenehmen Höchſtpreiſe nicht beſtehen
und der Handel in ſeiner Freiheit nicht behindert würde,' das
wurde bei einer Gerichtsverhandklung in Erfurt offenbar. Ein
blinder Bürſtenm war wegen übermäßiger orderung an
eklagt. Jn der Verhandlung wurde feſtgeſtellt, daß ein Pfund
iber (Faſerſtoff, der zur Bürſtenfabrikation gebraucht wird) in
riedenszeit 80 Pfennig gekoſtet hat. Heute iſt der Preis auf

30 Mark geſtiegen. Hier gab es keine Höchſtpreisgrenge, die Steige
rung iſt deshalb ſehr ſolid.

Wenn Gemüſe und andre Lebensmittel ebenfalls hundertmal
teurer wären als im Frieden, das wäre doch fein. Ein Pfund
Rhabarber koſtete dann etwa 6 M., ein Pfund Spargel 50 bis 60 M.
Andre Nahrungsmittel wären beſtimmt noch teurer, weil die Nach
frage größer iſt. Alſo den freien Handel herbei, damit endlich
richtig verdient wird!

bauer in Oſterburg,

in 15

Merſeburg. Erhöhung der Brotpreiſe! Am VNitt
woch waren die Bäckermeiſter aus den Stadt und Landkretſen
Weißenfels, Naumburg, Querfurt und Merſeburg im Neuen
Schützenhaus verſammelt, um über die künftigen Brotpreiſe zu be
raten. Nach eingehender Beratung kam man einmütig zu dem Ent
ſchluß, den Brotpreis pro Pfund um 8 Pf. höher feſtzuſetzen als
der Mehlpreis iſt. Damit werde den Bäckern ein einigermaßen
mäßiger Verdienſt Zgeſichert, der notwendig ſei, um das ſchwer um

ſeine Exiſtenz kämpfende Gewerbe auch weiter zu erhalten.

2 r irre Fleiſch aus Hausſchlach-tungen abgeben. Vom Landrat wird abermals darauf hin
gewieſen, daß alle diejenigen, die entgegen der Aufforderungen der
Kreisfleiſchſtelle und den ſchen Vorſchriften zuwider nicht
das zuviel eingeſchlachtete Fleiſch abgegeben haben, im nächſten
Wirtſchaftsjahr die lachterlaubnis erſt nach Ablauf der Zeit er-
halten, in der ſie noch mit den widerrechtlich zurückgehaltenen
Fleiſchvorräten r ſind. Jn vielen Fällen werden daher die
Säumigen überhaupt keine Schlachterlaubnis erhalten können. Um
dem zu entgehen, können dies überſchüſſigen Fleiſchmengen noch
bis zum 80. Juni abgegeben werden. Wer bis dahin noch abliefert,
entgeht dem hier angedrohten Nachteil.

Weißenfels. Der Ah und StadtratPaul Gürth iſt nach längerem Leiden im Alter von 52 Jahren
glworr Er ſtand ſchon längere Jahre in ärztlicher Behandlung.

er große Brand in der Brauerei im Frühjahr dieſes Jahres hat
das eiden anſcheinend erheblich verſchlimmert. Ueber ihn wird
von bürgerlicher Seite geſagt: Der verliert in ihm
einen langjährigen treuen Mitarbeiter. Beſonders aufmerkſame

ihm neben dem Verſchönerungsverein das
ſtädtiſche Muſeum, für deſſen wertvolle Erwerbungen er nicht nur
größte Aufmerkſamkeit, ſondern auch immer eine offene Hand hatte.

Zeit. Die Fleiſchverſorgung beſchäftigte jetzt den
hieſigen Jnnungsausſchuß. Auf eine Anfrage des Vorſitzenden
teilte der Obermeiſter Büttner mit, daß demnächſt r ochen
(im Monat eine) eingeführt werden müſſen, damit der Landwirt
ſchaft das notwendige Milchvieh erhalten bleibt. Ueber die Regelung
der Fleiſchverſorgung jn Zeitz deutete Herr Büttner an, daß die
Behandlung der Fleiſcher durch die Stadt bedeutend Zugerige ſei
als anderswo. Die Stadt verdiene dabei ſehr bedeutend, ſo daß es
wohl a ſei, den Verdienſt der Fleiſcher zu erhöhen odet das
Fleiſch billiger zu berechnen. Herr Stadtrat Dr. Dreykluft erklärte,
daß der Verdienſt der Stadt der Bevölkerung wieder zugute komme,
da hierdurch andere Lebensmittel billiger geliefert werden. Auf
einen weiteren Einwand des Stadtrates erklärte Herr Büttner,
daß die Fleiſcher mit der Schlachtung durch die Stadt einverſtanden
geweſen ſeien, dagegen ſei es gegen ihren Willen ger daß
auch die Stadt das Wurſtmachen übernommen und damit das
Handwerk rn ausgeſchaltet habe. Jn anderen Städten ſei wenig-
ſtens das Wurſtmachen den Fleiſchern geblieben.

Bitterfeld. Die Ausgabe der Brotzuſadie hier wohnhaften Schwerarbeiter hat eine Reuge altung dahin

erfahren, daß die Zuſatzkarten in e ihn per mehr an die Arbeit-
F r, ſondern an die Arbeitnehmer ſe verabfolgt werden. Die

uſatzkarten können nur gegen Vorzeigung der vom Magiſtrat ge
nehmten Antragskarten in Empfang genommen werden. Nach
einer Bekanntmachung des Magiſtrats wurden die Brotzuſatzkartenr die laufende Woche zum erſtenmale bereits am Sonnabend im

öringſchen Konzerthauſe verabfolgt. Da die Neuregelung noch
nicht völlig durchgeführt iſt, empfingen diejenigen Perſonen, die
noch nicht im tze der genehmigten Antragskarten ſind, ihre Zu
ſatzkarten noch in der bisherigen Weiſe durch den Arbeitgeber, was
hauptſächlich bei den hieſigen größeren Werken der Fall war. Um
einem unnötigen Andrang bei der Ausgabe vorzubeugen, hat die
Abholung der Karten durch eine Perſon für ein Hausgrundſtück
zuſammen zu erfolgen.

Bitterfeld. Kundenwechſel zum 1. Juli. Der Magiſtrat
bringt in Erinnerung, de diejenigen Bürger, die mit ihren Kaufmann aus irgendeinem Grunde wechſeln wollen, dies am 1. v

vornehmen können. Jn dieſem Falle hat die Abmeldung am 1. oder
2. Juli zu gefchehen. Der Geſchäftsmann hat auf dem Brotſchein
5 vermerken: „Jn der Kundenliſte geſtrichen,“ Name und Datum.

ie Neuanmeldung bei einem anderen Geſchäftsmann hat bis zum
2. Juli abends zu erfolgen; dieſer vermerkt auf dem Brotſchein:
„Jn die Kundenliſte eingetragen, Name und Datum. Die Ge
ſchäftsleute werden erſucht, ihre Kundenliſte nach Straßen und
Hausnummern geordnet neu aufguſtellen und die Kundenzahl bis
ſpäteſtens 5. Juli dem Lebensmittelamt zu melden.

Wittenberg. Beſtrafte Diebereien. Auf die Anklage,in den Jahren 1915 bis 1918 von ſeiner Arbeitsſtätte, den Spreng
ſtoffwerken in Reinsdorf, eine große Menge der h
Gegenſtände (Blei, Karbid, Oel, Zünder, Anzüge, Draht, e e
Birnen uſtw.), ſowie weiter auf der Eiſenbahnfahrt Wien Rein
dorf und Zerbſt aus verſchiedenen Eiſenbahnwagen Lederriemen in den Abteilen abgeſchnitten und geſtehen zu haben,
mußte vor dem Schöffengericht der jetzt in Zerbſt wohnhe

karten an

Arbeiter Friedrich Pfarr berantworten. Dieſer behauptete, er
Karbid, Oel, Bleirohre, Blei, Hafer und. e gekauft und die
Lederriemen bei Klieken in einem Brombeerbuſch u habe.
Da er aber den Beweis für den rechtmäßigen Erwerb verſchiedener
Sachen nicht erbringen konnte, wurde er des Diebſtahls für über
führt erachtet und in Anbetracht des groben Vertrauensbruches und
Kekcagt e rſtrafen unter Koſtenlaſt mit ſechs Monaten ingnis

raft.
Srnangerhauſen. Die Wohwungsnot wird ſehr

lich dadurch illuſtriert, daß ſich die Sangerhäuſer Zeitung v
ſieht, in ihrem redaktionellen Teil folgende „Oeffentliche Bitte
auszuſprechen: Eine Familie mit ſ Kindern muß am 1. Juli
ausziehen und findet der Kinder wegen keine Woh GefragteHausbeſitzer erklären, ſie müßten auf Mieter mit ſechs Kindern
verzichten, da es zu viel Geräuſch gebe und Rrgleichen. Die Kinder
ſind im Haus ſehr ruhig. Da die Beſtrebungen zur Volksver
mehrung gerade jetzt überallhim Gange ſind, wäre es doch u
tdeſentlich, daß kinderreiche Familien auch das nötigſte, eine
nung, finden. Sollte jemand gewillt ſein, die Familie J r
(der Mann iſt ein mittlerer Beamter), ſteht die Adreſſe bei uns zur
r fügung Wir erbitten aber ſchriftliche Angebote an die Redak
tion möglichſt bald
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